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1. Über diese Handreichung 

1.1 Warum wir diese Handreichung für notwendig hielten? 
Gewaltschutzkonzepte sind heute mehr als ein formaler Standard: Sie sind Ausdruck einer profes-
sionellen, menschenrechtsorientierten und sicherheitsbewussten Haltung. Dass das Thema in Or-
ganisationen und Einrichtungen an Bedeutung gewonnen hat, hat vor allem zwei Gründe. Erstens 
wird der tatsächliche Handlungsbedarf klarer erkannt, weil Gewalt, Grenzverletzungen und Über-
griffe in vielen Arbeitsfeldern nicht nur „Ausnahmen“ sind, sondern als reale Risiken in vielen Ein-
richtungen auftreten, in denen Nähe, Abhängigkeiten, Unterstützung, Konflikte und Machtasym-
metrien zum Alltag gehören. Zweitens ist der gesellschaftliche Anspruch gewachsen, dass Schutz 
nicht dem Zufall überlassen bleiben darf, sondern strukturell organisiert werden muss – transpa-
rent, überprüfbar und für alle Beteiligten zugänglich. 

In vielen Bereichen – etwa Betreuung, Bildung, Pflege, Wohnen, Beratung oder Trainings- und Grup-
penkontexten – entstehen Situationen, in denen Menschen besonders verletzlich sind: durch Unter-
stützungsbedarf, durch eingeschränkte Kommunikationsmöglichkeiten, durch institutionelle Re-
geln, durch psychische oder physische Belastung sowie durch die Tatsache, dass Mitarbeitende 
gleichzeitig helfen, bewerten, entscheiden und begrenzen müssen. Solche Konstellationen können 
unterschiedliche Gewaltkonstellationen begünstigen: Gewalt von Mitarbeitenden gegenüber Kli-
ent*innen, Gewalt von Klient*innen gegenüber Mitarbeitenden, Gewalt zwischen Klient*innen so-
wie Gewalt unter Mitarbeitenden. Gerade deshalb braucht es Klarheit darüber, wo Grenzen verlau-
fen und wie mit Macht, Nähe, Konflikten und Gefährdungslagen verantwortungsvoll umgegangen 
werden soll. Ein Gewaltschutzkonzept setzt hier an, indem es Schutz und Sicherheit als Kernauf-
gabe des Managements definiert – nicht als „Zusatzthema“, das nur bei akuten Vorfällen relevant 
wird. 

Als „Netzwerk Aggressions- und Gewaltprävention, Sicherheitsmanagement Deutschland e. V.“ 
(NAGS Deutschland e. V.) erleben wir diese Entwicklung sehr konkret: Aufgrund unserer anerkann-
ten Expertise und unserer Arbeit als Netzwerk für Gewaltschutz werden wir zunehmend von Organi-
sationen, Fachkräften und Verantwortlichen um Rat gebeten, die ein Gewaltschutzkonzept entwi-
ckeln oder überarbeiten wollen. Viele dieser Anfragen eint derselbe Bedarf: Orientierung im Pro-
zess, Klarheit über notwendige Bausteine und die Frage, wie ein Konzept so gestaltet wird, dass es 
nicht nur „auf dem Papier“ besteht, sondern im Alltag wirksam gelebt wird – in allen relevanten Ge-
waltkonstellationen. 

Gesellschaftlich betrachtet erfüllen Gewaltschutzkonzepte eine Schutz-, Sicherheits- und Vertrau-
ensfunktion. Sie tragen dazu bei, dass Einrichtungen Orte werden, an denen Menschenwürde, Teil-
habe und körperliche wie psychische Unversehrtheit praktisch abgesichert sind – nicht nur als Leit-
bild, sondern als gelebte Struktur. Das ist besonders bedeutsam, weil Gewalt in institutionellen 
Kontexten häufig unsichtbar bleibt: aus Scham, aus Angst vor Konsequenzen, wegen Loyalitätskon-
flikten oder weil Betroffene und Beteiligte nicht ausreichend Gehör finden. Ein tragfähiger Schutz-
rahmen wirkt dem entgegen, indem er das Thema enttabuisiert und sichere Wege eröffnet, um Vor-
fälle, Risiken und Belastungen frühzeitig anzusprechen und Hilfe zu bekommen. 

Hinzu kommt eine deutliche Entwicklung auf der Systemebene: Kostenträger und Leistungssys-
teme (beispielsweise in der Eingliederungshilfe) verknüpfen Finanzierung zunehmend mit dem 
Nachweis von Qualität und Risikoabsicherung. Ein Gewaltschutzkonzept wird damit nicht nur mo-
ralisch und fachlich, sondern auch organisatorisch relevant: Es ist als Bestandteil von Risikoma-
nagement und Qualitätssicherung Teil guter Unternehmensführung (Corporate Governance). Ein-
richtungen, die Schutz und Sicherheit systematisch organisieren, reduzieren nicht nur Schadenser-
eignisse, sondern auch Folgekosten durch Eskalationen, Personalausfälle und -fluktuation, Kon-
fliktprozesse, Vertrauensverlust und rechtliche Auseinandersetzungen. 

Schließlich haben Gewaltschutzkonzepte eine kulturelle Wirkung nach innen. Sie stärken die Pro-
fessionalität von Teams, weil Verantwortung nicht individualisiert wird („Das hängt von der Person 
ab“), sondern strukturell getragen ist („So arbeiten wir hier“). Mitarbeitende werden entlastet, weil 
Handlungssicherheit entsteht, schwierige Situationen nicht allein bewältigt werden müssen und 
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eine reflektierte Organisationskultur einen offenen Umgang mit Fehlern, Belastungen und Gefähr-
dungen ermöglicht. Damit sind Gewaltschutzkonzepte ein wichtiger Baustein, um Schutz, Sicher-
heit, Qualität und Ethik dauerhaft in einer Einrichtung zu verankern – und zugleich ein gesellschaftli-
ches Signal: „In unserer Einrichtung wird Gewalt nicht akzeptiert – in keiner Richtung“. Gewaltprä-
vention ist kein optionales Projekt, sondern ein zentrales Merkmal guter, verantwortlicher Arbeit. 

1.2 Wie diese Handreichung entstand und wie man sie lesen könnte 
Diese Handreichung verfolgt das Ziel, in möglichst vielen unterschiedlichen Einrichtungen bei der 
Erstellung von Gewaltschutzkonzepten hilfreich sein zu können. Vor diesem Hintergrund haben die 
Autoren, die selbst in unterschiedlichen Einrichtungen / Settings tätig sind, zahlreiche Aspekte zu-
sammengetragen, die bei der Entwicklung eines Gewaltschutzkonzeptes grundsätzlich berücksich-
tigt werden können. Gleichzeitig zeigt sich in den Diskussionen der Experten, dass Gewaltschutz-
konzepte je nach Einrichtungsart unterschiedliche Schwerpunkte und Inhalte erfordern. Nicht alle 
der im Kapitel 3 benannten Aspekte werden daher in jeder Einrichtung gleichermaßen relevant sein. 

Mit dem Anspruch, möglichst breit verwendet werden zu können, werden viele Ausführungen in die-
ser Handreichung bewusst sehr allgemein gehalten. Entsprechend stellen sie keine konkreten Aus-
sagen dar, die im Wortlaut in ein Gewaltschutzkonzept einer Einrichtung übernommen werden kön-
nen. Die Verfasser*innen sind sich einig, dass diese Handreichung die fachliche und konzeptionelle 
Arbeit vor Ort nicht ersetzen darf und soll. Vielmehr soll sie als Struktur- und Reflexionshilfe ver-
standen werden. Es bleibt also die Aufgabe der für die Erstellung verantwortlichen Personen, auf 
Grundlage der individuellen Bedingungen der jeweiligen Einrichtung zu entscheiden, welche Inhalte 
in das jeweilige Gewaltschutzkonzept aufgenommen werden, und wie die Ausführungen im konkre-
ten Einzelfall formuliert werden müssen.  

Diese Handreichung ist mehrgliedrig aufgebaut: 

• Kapitel 1 stellt dar, warum NAGS – Deutschland sich zur Erstellung dieser Handreichung entschie-
den hat und gibt einen kurzen Blick hinter die Kulissen bezüglich der Entstehung dieser Handrei-
chung geben.  

• In Kapitel 2 werden die Rahmenbedingungen beschrieben, die für die Entwicklung eines Gewalt-
schutzkonzeptes gegeben sein sollten. 

• Kapitel 3 stellt zentrale Inhalte eines Gewaltschutzkonzeptes vor. Zu jedem Inhaltspunkt wird da-
bei eine vierteilige Untergliederung verwendet: 
A)  Zunächst wird jeweils im Abschnitt „Worum es geht“ der jeweilige Unterpunkt kurz vorgestellt 

und wichtige Gedanken formuliert. 
B)  Daran schließen sich allgemein formulierte „Leitfragen“ an. Diese Fragen sollen von den Per-

sonen, die ein Gewaltschutzkonzept erarbeiten, mit Blick auf die konkrete Einrichtung beant-
wortet werden. Beabsichtigt ist, dass dadurch aus allgemeinen Fragestellungen passgenaue, 
kontextsensitive Antworten entstehen. 

C)  Zur Unterstützung der Arbeit mit den Leitfragen werden im dritten Teil zu jeder Frage Beispiele 
zusammengestellt, wie diese in der Praxis bereits beantwortet wurden oder was von Seiten 
der Autoren bei der Beantwortung berücksichtigt werden könnte.  

D)  In einem vierten Teil sind in den meisten Kapiteln weiterführende Literaturhinweise zusam-
mengestellt. 
 

Ausgehend von dieser Struktur wird ein vierstufiger Prozess vorgeschlagen, um den jeweiligen 
Inhaltspunkt zu erarbeiten: 
o Ausgehend vom Abschnitt „Worum es geht“ sollte eine erste Überlegung erfolgen, wie der 

Unterpunkt für die jeweilige Organisation relevant ist 
o In einem zweiten Schritt sollen von den Personen, die ein Gewaltschutzkonzept erarbeiten, 

die Leitfragen mit Blick auf die konkrete Einrichtung beantwortet werden. Beabsichtigt ist, 
dass dadurch aus den vorliegenden, allgemein formulierten Fragestellungen passgenaue, 
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kontextsensitive Antworten entstehen. 
o Erst wenn eine Leitfrage erstmalig diskutiert wurde, sollte ein Blick auf die Best-Practice-

Beispiele folgen. Diese Praxisbeispiele sind weniger allgemein gültig als die Fragen selbst; 
ihre Übertragung in das jeweilige Setting obliegt den für das Gewaltschutzkonzept verant-
wortlichen Personen auf Basis ihrer Kenntnis der örtlichen Gegebenheiten.  Es wird aus-
drücklich empfohlen, zunächst eigene Antworten auf die Leitfragen zu entwickeln, bevor die 
Praxisbeispiele herangezogen werden. 

o Für eine weitere Vertiefung können abschließend die genannten Quellen konsultiert wer-
den. 

1.3 Ein Hinweis zum Sprachgebrauch 
Der Anspruch der Autoren ist es, dass diese Handreichung in möglichst vielen Bereichen des Ge-
sundheits- und Sozialwesens verwendet werden kann. Da aber jeder dieser Bereiche einen spezifi-
schen Sprachgebrauch hat, die aber hier im Sinne der Lesbarkeit nicht alle parallel verwenden 
konnten, entstand ein für diese Handreichung konsistenter Sprachgebrauch 

• Wenn von Klient*innen gesprochen wird, werden damit Patient*innen, Bewohner*innen und 
Kund*innen in Organisationen verstanden 

• Wenn von „Einrichtung“ die Rede ist, sind sämtliche Organisationen, in denen man mit und für 
Menschen arbeitet, gemeint. Dies können z.B. Krankenhäuser/Kliniken, Pflegeeinrichtungen, Ein-
richtungen der Jugendhilfe und viele andere sein.  

• Wenn von „Ereignis“ gesprochen wird, sind sämtliche Situationen gemeint, die mit Gewalt in Ver-
bindung stehen. Explizit eingeschlossen werden „Aggressionsereignisse“, „Gewaltvorfälle“, „ab-
wehrende, herausfordernde, aggressive und befremdliche Verhaltensweisen (AHAB)“, „Gewalt, 
Missbrauch und Belästigung“ (Violence, Abuse and Harassment; VAH), „Krise“ und verwandte 
Begriffe  

• „Beteiligte*r“ ist jede Person, die in ein Ereignis verwickelt ist. 

• „Betroffene*r“ ist jede Person, die Gewalt erlitten hat oder der Gewalt angedroht wurde oder die 
sich bedroht fühlt 

 
Die Autoren empfehlen jedoch in einem Gewaltschutzkonzept die Begriffe zu verwenden, die in der 
jeweiligen Einrichtung geläufig sind. 
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2. Der Rahmen für die Konzepterstellung 

2.1 Was ist ein Gewaltschutzkonzept? 
Ein Gewaltschutzkonzept ist der verbindliche organisatorische Rahmen, mit dem eine Einrichtung 
Sicherheit für alle Beteiligten gewährleistet und Übergriffe jeder Art – einschließlich geschlechts-
spezifischer Formen – systematisch verhindert. Es beschreibt Maßnahmen der Vorbeugung (pri-
märe Prävention), regelt verbindliche Abläufe der Intervention (sekundäre Prävention) bei Verdacht 
oder Ereignissen und legt Standards für Nachsorge (tertiäre Intervention) fest. 

Ein Gewaltschutzkonzept bildet einen organisationsspezifischen, verbindlichen Rahmen für alle 
Handlungen und Entscheidungen in der Einrichtung. Es verbindet Prävention und Reaktion zu ei-
nem kohärenten System und übersetzt Werte und gesetzliche bzw. fachliche Anforderungen in 
klare handlungsleitende Praxisstandards. Entscheidend ist, dass ein Gewaltschutzkonzept nicht 
als „Papierprodukt“ verstanden wird, sondern als Bestandteil der täglichen Arbeit: Es beschreibt 
nicht nur, was eine Einrichtung beabsichtigt, sondern wie sie Schutz tatsächlich organisiert. 

Inhaltlich zeichnet sich ein Gewaltschutzkonzept dadurch aus, dass es auf die konkrete Einrichtung 
zugeschnitten ist. Es muss die jeweiligen Zielgruppen, Aufgaben, Personalstruktur, räumliche Be-
dingungen, typische Konfliktlagen sowie die spezifischen Arbeitsprozesse berücksichtigen, wes-
halb eine dementsprechende „Ist-Analyse“ der eigentlichen Konzeptentwicklung vorausgehen 
muss.  

Um wirksam werden zu können, darf das Konzept nicht auf der Ebene allgemeiner Absichtserklä-
rungen („Wir tolerieren keine Gewalt“) bleiben, sondern es muss Schutz als überprüfbare organisa-
torische Leistung definieren. Dazu gehören insbesondere klare Verantwortlichkeiten, handhabbare 
Regeln für den Alltag und Verfahren, die auch unter Stress funktionieren. 

Gleichzeitig spiegelt ein Gewaltschutzkonzept die Leitwerte und ethischen Grundsätze einer Ein-
richtung wider und macht ihre Positionierung zu Gewalt, Aggression und Macht transparent. Es legt 
fest, welche Verhaltensweisen als Gewalt, Grenzverletzung oder unangemessenes Handeln bewer-
tet werden, und schafft damit eine gemeinsame Sprache. Diese gemeinsame Sprache ist zentral, 
weil sie Unsichtbarkeit reduziert: Was benannt werden kann, kann auch bearbeitet werden. 

Ein Gewaltschutzkonzept ist zudem ein Instrument der Qualitätsentwicklung. Es basiert auf einer 
strukturierten Bestandsaufnahme, wird regelmäßig überprüft und weiterentwickelt. Seine Wirksam-
keit hängt maßgeblich davon ab, ob die Einrichtung es aktiv pflegt: durch Einarbeitung, Qualifizie-
rung, regelmäßige Reflexion, gelebte Beschwerde- und Beteiligungswege sowie durch Leitungshan-
deln, das Schutz nicht delegiert, sondern vorlebt. In diesem Sinne ist ein Gewaltschutzkonzept we-
niger ein abgeschlossenes Dokument als ein dauerhafter Arbeitsmodus: Es schafft Verlässlichkeit, 
schützt Betroffene, stärkt Mitarbeitende und macht Verantwortung organisatorisch greifbar. 

2.2 Wer mitschreiben sollte 
An einem Gewaltschutzkonzept sollten alle mitarbeiten, die Verantwortung tragen, den Alltag in der 
Einrichtung gut kennen oder selbst Schutz brauchen. Dabei erscheint es sinnvoll, ein festes Kern-
team, das die Arbeit organisiert und Entscheidungen vorbereitet, zu installieren. In dieses Kernteam 
gehören die Leitung, weil sie Zeit, Geld und klare Regeln ermöglichen muss, sowie Personen aus 
der Fach- und Teamleitung, weil sie wissen, wie die Abläufe wirklich sind. Wenn es in der Einrich-
tung ein Qualitätsmanagement gibt, sollte es auch mit am Tisch sitzen, damit das Konzept gut zu 
bestehenden Regeln und Prozessen passt.  

Es ist auch sinnvoll, die Mitarbeitendenvertretung (Betriebs- oder Personalrat), zumindest im erwei-
terten Team von Anfang an einzubinden, damit die organisierte Sicht der Beschäftigten gehört wird. 
Je nach Größe der Einrichtung können auch Arbeitssicherheitsbeauftragte, Gesundheitsmanage-
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ment oder Datenschutzbeauftragte zum Beispiel bei Fragen zu Belastungen, Meldungen und Doku-
mentation hilfreich sein. 

Für die Praxisnähe ist entscheidend, dass nicht ausschließlich Leitungspersonen mitwirken. Mitar-
beiter*innen aus verschiedenen Arbeitsbereichen und Dienstzeiten sollten ihre Perspektive einbrin-
gen, insbesondere aus Bereichen mit erhöhter Ereignisdichte. So werden Risiken, Belastungen und 
Umsetzungshemmnisse frühzeitig sichtbar. Auch neue Mitarbeitende geben bisweilen einen wert-
vollen Input, weil sie schnell merken, was unklar ist und was in der Einarbeitung fehlt. Personen, die 
später eine wichtige Rolle spielen, wie Beschwerde-Ansprechpersonen oder Vertrauenspersonen, 
müssen ebenfalls eingebunden werden. 

Ganz wichtig ist auch die Sicht der Klient*innen. Sie wissen oft am besten, was ihnen Sicherheit 
gibt und was ihnen Angst macht. Je nach Setting kann man sie über Gespräche, Workshops oder 
Vertreter*innen einbinden. Wenn es ein ExIn- bzw. Genesungsbegleitungs-Angebot oder eine 
Selbstvertretung gibt, ist das besonders wertvoll, weil dadurch Schutzmaßnahmen oft verständli-
cher und näher an der Realität formuliert werden. Wenn es passt, können auch Angehörige oder 
gesetzliche Betreuer*innen einbezogen werden, vor allem bei Fragen der Kommunikation und Er-
reichbarkeit.  

Externe Expertise kann den Prozess unterstützen, zum Beispiel durch eine Fachberatung, die beim 
Aufbau, bei der Risikoanalyse oder bei Workshops moderiert. Auch rechtliche Beratung kann punk-
tuell sinnvoll sein, etwa bei Meldewegen oder bei der Frage, wer wann informiert werden muss. 
Wichtig ist aber: Das Konzept muss am Ende das „eigene Konzept“ sein 

 und von allen Beteiligten getragen werden – externe Personen können unterstützen, aber nicht die 
Verantwortung übernehmen. 

Ke
rn

te
am

 

• Ein*e Vertreter*in der Gesamtleitung 
• (Leitet das Team; verantwortet Entwurf und Umsetzung) 
• Mitarbeitende aus unterschiedlichen Rollen (Betreuung/Assistenz, Pädagogik, 

Pflege, Nachtdienst, Springer, Ehrenamtliche) 
• Klient*innen – idealerweise über Vertreter*innen, Gremien oder Workshops. 
• Qualitätsmanagement / Organisationsentwicklung 
• Fachliche Leitung / Teamleitungen und Risikostellen. 

Er
w

ei
te

rt
es

 
Te

am
 

 

• Mitarbeitendenvertretung/Betriebs- oder Personalrat 
• Fachkraft für Arbeitssicherheit / betriebliches Gesundheitsmanagement (falls vor-

handen) 
• Datenschutz / Compliance (je nach Größe) 
• Neue Mitarbeitende 

▪ Weitere Schlüsselstellen (z. B. Beschwerdemanagement, Vertrau-
enspersonen, Deeskalationstrainer*innen.) 

• Angehörige/gesetzliche Betreuer*innen  
• Peer-Begleitung/Selbstvertretung (wenn vorhanden) 

Ex
te

rn
e 

Ex
pe

rt
is

e 

• Fachberatung Gewaltschutz / Kinderschutz / Schutzkonzepte 
• Rechtsberatung (punktuell). 
• Kooperationspartner (je nach Feld): z. B. Jugendamt/insoweit erfahrene Fachkraft, 

Trägerverbund, Ombudsstellen. 

 (gezielt, nicht als Ersatz für interne Verantwortung) 
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3. Mögliche Bestandteile eines Gewaltschutzkonzeptes 

3.1 Einleitung  
Renate Brand 

Die Einleitung eines Gewaltschutzkonzeptes sollte grundlegende Informationen und eine klare Ori-
entierung bieten. Sie dient dazu, den Zweck und die Relevanz des Konzepts zu verdeutlichen. Die 
Aufgabe der Einleitung ist es den Rahmen für das Dokument zu schaffen und Leser*innen einen 
Überblick über die Notwendigkeit und Bedeutung des Konzepts zu geben. 

Die Einleitung sollte klar und verständlich formuliert sein und den Leser*innen dazu anregen, sich 
mit dem weiteren Inhalt des Konzepts auseinanderzusetzen. Eine gut strukturierte Einleitung 
schafft Verständnis für die Tragweite des Themas, betont die Verantwortung der Einrichtungsleitung 
und all ihren Mitarbeiter*innen und motiviert zur aktiven Umsetzung des Konzepts 

3.2 Zielsetzung 
Renate Brand 

A) Worum es geht 
Die Zielsetzung eines Gewaltschutzkonzeptes beschreibt das grundlegende Anliegen oder den 
Beweggrund, warum ein solches Konzept entwickelt wird. Es geht darum, die langfristigen Ziele 
und Werte einer Einrichtung in Bezug auf Gewaltprävention zu definieren. 

B) Leitfragen 
 Was sind die Beweggründe, ein Gewaltschutzkonzept zu erstellen oder zu überarbeiten?  

 Für welchen Bereich der Einrichtung soll das Konzept gelten?  

 Welche konkreten Ziele soll das Gewaltschutzkonzept verfolgen? 

 Welche Chancen und Verpflichtungen geht die Einrichtung mit dem Gewaltschutzkonzept ein 
und wie wird die Wirksamkeit sichergestellt? 

C) Hinweise zur Beantwortung der Leitfragen / Best Practice 

• Was sind die Beweggründe, ein Gewaltschutzkonzept zu erstellen oder zu überarbeiten?  
Die Motive, ein Gewaltschutzkonzept zu erstellen oder ein bestehendes zu überarbeiten sind 
meist vielfältig.  

Initialer Anlass sind meist gesetzliche oder fachliche Vorgaben (SGB VIII; SGB IX, Arbeits-
schutzbestimmungen, Landesgesetze) oder Vorgaben von Kostenträgern, als Voraussetzun-
gen für Förderungen und Zertifizierungen.  

Konkrete, meist schwerwiegende Ereignisse oder die Häufung von Verdachtsfällen sind meist 
der Anlass, ein Gewaltschutzkonzept zu erstellen. 

Ein Gewaltschutzkonzept, dass umfassend erarbeitet wurde und innerhalb der Einrichtung 
mit gelebt wird, stellt ein Qualitäts- und Professionalisierungsmerkmal dar. Es steht für den 
Wechsel von einer reaktiven Sichtweise auf Aggressionsereignisse hin zu einer proaktiven 
Haltung gegen Gewalt in der Einrichtung. Es zeigt, dass Management und Mitarbeitende sich 
ihrer Verantwortung bewusst sind. 

Das Kernmotiv sollte Prävention jeder Form von Gewalt sein. 

• Für welchen Bereich der Einrichtung soll das Konzept gelten?  
Zunächst sollte hier betrachtet werden, um welche Einrichtungs- und Angebotsform es sich 
handelt und welche Leistungssettings angeboten, welche Zielgruppen angesprochen und 
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welche Versorgungs- und/oder Betreuungsformen angeboten werden. 

Es empfiehlt sich ein übergeordnetes, allgemeingültiges Gewaltschutzkonzept für die Ein-
richtung zu erstellen, um eine gemeinsame Haltung, gemeinsame Werte und Qualitätsmerk-
male abzubilden. Für Bereiche mit eigenständigen Leistung- Versorgungs- und/oder Betreu-
ungsformen sollten Bedarfs – und Anforderungsprofilgerecht Bereichskonzepte entwickelt 
werden, so sind z.B. für ein stationäres Angebot andere Parameter zu berücksichtigen als für 
ein ambulant aufsuchendes. 

• Welche konkreten Ziele soll das Gewaltschutzkonzept verfolgen? 
Hier gilt es sich zu fragen, wofür die Einrichtung konkret steht. Welche Werte und welche Hal-
tung sind im Leitbild, der Unternehmenskultur-haltung verankert. 

Kernziele sollten sein: 

o Schutz und Sicherheit aller Beteiligten 
o Prävention (primär, sekundär, tertiär)  
o Handlungssicherheit und Transparenz schaffen 
o Organisationskultur stärken und Haltung schaffen 
o Rechtliche und fachliche Anforderungen erfüllen  

• Welche Chancen und Verpflichtungen geht die Einrichtung mit dem Gewaltschutzkonzept ein 
und wie wird die Wirksamkeit sichergestellt? 
Anzuerkennen das Aggression und Gewalt in der Interaktion zwischen Menschen stattfindet 
enttabuisiert das Thema und schafft Raum, Möglichkeiten und Chancen Aggression und Ge-
walt präventiv zu begegnen. Eine gemeinsame und transparente Haltung der Einrichtung 
schafft einen stabilen Rahmen, an dem sich alle beteiligten Personengruppen orientieren 
und sich sicher bewegen können.  

Ein Schutzkonzept lebt von einer konsequenten Umsetzung im Alltag, dies ist besonders 
dann gut zu gewährleisten, wenn sich das Konzept am Tatsächlichen orientiert, Beteiligte mit-
wirken und Organisationsstrukturen widergespiegelt werden.  

Die Wirksamkeit eines Gewaltschutzkonzeptes lässt sich durch regelmäßige Evaluation si-
cherstellen. Hierdurch werden Erkenntnisse über die Wirksamkeit von Maßnahmen gewon-
nen, Probleme und Lücken aufgedeckt, Ressourcen effizienter eingesetzt und die Qualität 
gesichert. 

Um die Verankerung im Einrichtungsalltag und die Wirksamkeit sicherzustellen ist eine offizi-
elle Beauftragung zur Erstellung, Implementierung sowie Evaluation mit Aufgabenbeschrei-
bung hilfreich. 

Mit der Einführung eines Gewaltschutzkonzeptes verpflichtet sich die Einrichtung, den 
Schutz aller ihr anvertrauten Menschen aktiv sicherzustellen, bei Verdachtsfällen und Ereig-
nissen konsequent zu handeln und die hierfür notwendigen Strukturen, Qualifizierungen und 
Ressourcen dauerhaft bereitzustellen. 

D) Literaturhinweise 
Achtes Buch Sozialgesetzbuch – Kinder und Jugendhilfe, SGB VIII (2025). https://www.gesetze-

im-internet.de/sgb_8/SGB_8.pdf. 

Gesetz zu dem Übereinkommen Nr. 190 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 21. Juni 
2019 über die Beseitigung von Gewalt und Belästigung in der Arbeitswelt (2023). 
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/gesetz-beseitigung-von-gewalt-
belaestigung-in-der-arbeitswelt.pdf. 

Neuntes Buch Sozialgesetzbuch - Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderun-
gen, SGB IX (2023). https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/SGB_IX.pdf. 
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3.3 Unser gemeinsames Verständnis  
Johannes Edel 

A) Worum es geht 
Ein wirksames Vorgehen gegen Gewalt setzt ein gemeinsames Verständnis der zugrunde liegen-
den Begriffe und eine gemeinsam Haltung voraus. Deshalb sollte bereits vor der Ausarbeitung 
des Gewaltschutzkonzepts geklärt werden, auf welchen Grundlagen aufgebaut wird. 

Im Mittelpunkt stehen Werte. Deren Definition darf nicht die Suche nach dem kleinsten gemein-
samen Nenner sein, sondern kann bewusst als Leitungs- und Führungsaufgabe gestaltet wer-
den. Entscheidend ist, dass allen Beteiligten klar ist, welche Werte gelten. 

B) Leitfragen 
 Welches gemeinsame Menschenbild und welche Werteorientierung gelten in der Einrich-

tung? 

 Was wird in der Einrichtung unter Gewalt und Aggression verstanden? 

 Welcher rechtliche Rahmen gilt in der Einrichtung? 

 Wie wird Macht in der Einrichtung verstanden und reflektiert? 

 Welche Haltung zu Nähe und Distanz gilt in der Einrichtung? 

C) Hinweise zur Beantwortung der Leitfragen / Best Practice 

• Welches gemeinsame Menschenbild und welche Werteorientierung gelten in der Einrich-
tung? 
Auch wenn das Menschenbild z.B. in kirchlichen Einrichtungen durch den Wertekanon des 
Trägers bereits festgelegt ist, lohnt es sich, dieses Verständnis im Rahmen eines Gewalt-
schutzkonzeptes bewusst zu reflektieren. Eine solche Reflexion schafft einen gemeinsamen 
normativen Rahmen, der Orientierung gibt und dafür sorgt, dass alle von denselben Grundan-
nahmen ausgehen. Das Menschenbild bildet damit die Grundlage für Haltungen, Entschei-
dungen und Handlungsleitlinien im gesamten Arbeitsfeld. 

Das zugrunde gelegte Menschenbild wirkt sich an vielen Stellen konkret aus. Es hebt z.B. die 
unveräußerliche Würde jedes Menschen hervor, betont das Recht auf Selbstbestimmung und 
beschreibt die Gleichwertigkeit aller Personen unabhängig von Alter, Lebenslage, Herkunft 
oder Fähigkeiten. Diese Grundannahmen prägen den professionellen Umgang miteinander 
ebenso wie den Umgang mit anvertrauten Personen. Sie leiten dazu an, Bedürfnisse wahrzu-
nehmen, Grenzen zu respektieren und Situationen aufmerksam zu beobachten, in denen 
Menschen verletzlich oder abhängig sind. Werte wie Fürsorge, Achtung, Transparenz und Ge-
rechtigkeit werden damit nicht nur abstrakt benannt, sondern als handlungsleitende Prinzi-
pien greifbar. 

Für das Gewaltschutzkonzept hat das Menschenbild eine zentrale Bedeutung. Es definiert 
den Maßstab dafür, welche Verhaltensweisen, Strukturen und Haltungen als unvereinbar mit 
dem Schutzauftrag gelten. Ein klares Menschenbild hilft dabei, Gewalt in all ihren Ausprägun-
gen zu erkennen, einschließlich solcher Formen, die in institutionellen Kontexten oft überse-
hen werden – etwa subtile psychische Abwertung, spiritueller Druck oder Machtmissbrauch. 
Gleichzeitig bietet es Orientierung im Spannungsfeld von Schutz, Fürsorge und professionel-
len Grenzen: Es macht deutlich, dass der Schutz der Würde und die Integrität jedes Men-
schen im Mittelpunkt stehen muss und dass jede illegitime, schädigende oder unverhältnis-
mäßige Gewaltanwendung mit diesem grundlegenden Anspruch unvereinbar ist. 

• Was wird in der Einrichtung unter Gewalt und Aggression verstanden? 
Zur Beantwortung dieser Leitfrage können unterschiedliche Definitionen herangezogen wer-
den. Für den Begriff „Gewalt“ bieten sich im Kontext eines Gewaltschutzkonzeptes zunächst 



14 
 

die Begriffsbestimmung der Weltgesundheitsorganisation (WHO) und der Internationale Ar-
beitsorganisation (ILO) an. 

Die WHO versteht unter Gewalt  

„die absichtliche, angedrohte oder tatsächliche Anwendung von körperlicher Gewalt 
oder Zwang gegenüber der eigenen Person, einer anderen Person oder einer Gruppe 
bzw. Gemeinschaft. Diese kann zu Verletzungen, Tod, psychischen Schäden, Fehl-
entwicklungen oder Entbehrungen führen.“ 
(Übersetzung durch den Verfasser; Original in 5.Anlage 1)  

Nach dem ILO-Übereinkommen Nr. 1901 umfasst „Gewalt und Belästigung“ in der Arbeitswelt 
alle inakzeptablen Verhaltensweisen, Praktiken oder entsprechenden Drohungen – unabhän-
gig davon, ob sie einmalig oder wiederholt auftreten. Erfasst sind Handlungen, die körperli-
che, psychische, sexuelle oder wirtschaftliche Schäden verursachen, darauf abzielen oder 
solche Schäden wahrscheinlich machen und auch geschlechtsspezifische Formen sind ex-
plizit eingeschlossen. Zu beachten ist hierbei, dass sowohl WHO als auch ILO vom englisch-
sprachigen Begriff „violence“ ausgehen, dessen Bedeutungsspektrum nicht vollständig dem 
deutschen Begriff „Gewalt“ entspricht. Im Deutschen kann Gewalt auch wertneutral oder so-
gar positiv konnotiert sein – beispielsweise, wenn jemand die Gewalt über ein Fahrzeug be-
hält oder wenn die Gewaltenteilung funktioniert. 

Eine weitere, jedoch deutlich enger gefasste Definition liefert der Bundesgerichtshof (BGH). 
In seiner Rolle als höchstes deutsches Revisionsgericht beschreibt er Gewalt als  

„körperlich wirkenden Zwang durch die Entfaltung von Kraft oder durch sonstige phy-
sische Einwirkung, die nach ihrer Intensität dazu geeignet ist, die freie Willensent-
schließung oder Willensbetätigung eines anderen zu beeinträchtigen.“ 

Während der BGH Gewalt somit primär als physischen Zwang definiert, bezieht die WHO 
auch die Androhung von Gewalt ein und löst den Gewaltbegriff vom ausschließlich körperli-
chen Handeln. Zudem wird aus den WHO-Beispielen ersichtlich, dass sogar ein Unterlassen 
als Gewalt gelten kann, etwa wenn Vernachlässigung psychische Schäden verursacht. 

Egal wie Gewalt definiert wird: Gewalt in Institutionen muss in unterschiedlichen Konstellati-
onen verstanden werden.  Es müssen sämtliche Interaktionsrichtungen systematisch mitge-
dacht werden:  

o Gewalt zwischen Klient*innen 
o Gewalt von Klient*innen gegenüber Mitarbeiter*innen 
o Gewalt von Mitarbeiter*innen gegenüber Klient*innen 
o Gewalt unter Mitarbeiter*innen (auch Mobbing und – bei hierarchischem Gefälle – Bossing) 

 
Darüber hinaus sind strukturelle Gewaltformen zu berücksichtigen, die nicht primär an ein-
zelne Täter*innen gebunden sind, sondern aus organisationalen Rahmenbedingungen ent-
stehen (z. B. chronische Unterbesetzung, inadäquate räumliche Bedingungen, restriktive 
Routinen, mangelnde Beteiligung, intransparente Entscheidungswege). Ein professionelles 
Gewaltverständnis und ein wirksames Präventionskonzept müssen personale, relationale 
und strukturelle Ebenen gleichermaßen erfassen. 

Für den Begriff „Aggression“ wird häufig eine Definition verwendet, die sich an den Psycholo-
gen Philip Zimbardo anlehnt: „Aggression ist ein Verhalten, das darauf ausgerichtet ist, je-
mandem zu schaden oder etwas zu zerstören.“ Im Unterschied zu Zimbardos ursprünglicher 

 
1 Das ILO-Übereinkommen Nr. 190 wurde von Deutschland ratifiziert und ist seit Juni 2024 für Deutschland in Kraft; es ist 

damit als geltendes internationales Recht bei der Auslegung des nationalen Arbeits- und Gewaltschutzrechts zu be-
rücksichtigen 
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Formulierung, die von einer „Handlung“ spricht, umfasst der Begriff „Verhalten“ auch passi-
ves Verhalten bzw. Unterlassen. 

Eine ausführlichere Diskussion der Begriffe „Aggression“ und „Gewalt ist in 5.Anlage 2) zu 
finden 

• Welcher rechtliche Rahmen gilt in der Einrichtung? 
Für unterschiedliche Einrichtungen gelten unterschiedliche rechtliche Grundlagen, die für 
die Mitarbeitenden mit unterschiedlichen Rechten aber auch Pflichten einher gehen. So 
spielt Gewalt in einer Einrichtung des Maßregelvollzugs sicher eine andere Rolle als in der of-
fenen Jugendarbeit. Und vor allem das Spektrum der Maßnahmen, wie auf Gewalt reagiert 
werden kann und muss, differiert erheblich. 

Neben den jeweiligen spezifischen Landes- und Bundesgesetzen lohnt in diesem Kontext in 
jedem Fall ein Blick auf folgende Gesetze, Artikel und Paragrafen 

o Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
Artikel 1-19 (Grundrechte) 

o Strafgesetzbuch 
§13 StGB („Handeln durch Unterlassen“) 
§ 32 StGB („Notwehr“) 

• Wie wird Macht in der Einrichtung verstanden und reflektiert? 
Wer Verantwortung für das Wohl anderer trägt, erlangt in der Regel auch Macht. Macht an 
sich ist nicht zwangsläufig negativ; sie kann vielmehr ein notwendiges Mittel sein, um für an-
dere zu sorgen und Entscheidungen zu treffen. Doch mit Macht kommt auch Verantwortung: 
Sie muss sinnvoll und gerecht eingesetzt werden. Um sicherzustellen, dass Macht nicht 
missbraucht wird, ist eine verbindliche Kontrolle und Reflexion unerlässlich. Nur so kann ge-
währleistet werden, dass die Macht stets im Sinne des Wohls der anvertrauten Klient*innen 
ausgeübt wird. 

Die Prävention von Machtmissbrauch ist ein zentraler Aspekt im Umgang mit Macht in jeder 
Einrichtung. Der Missbrauch von Macht kann erhebliche negative Folgen für das Vertrauen, 
das Wohl und die Sicherheit der betroffenen Personen haben. Um zu verhindern, dass Macht 
missbraucht wird, sind klare und transparente Strukturen notwendig. Diese umfassen nicht 
nur eindeutige Regeln und Richtlinien für den Umgang mit Macht, sondern auch Mechanis-
men, die eine regelmäßige Überprüfung und Reflexion der Machtverhältnisse ermöglichen. 

Ein wichtiger Bestandteil der Prävention ist die Transparenz. Entscheidungen sollten nach-
vollziehbar und gut dokumentiert sein, um eine spätere Überprüfung zu ermöglichen. Dies 
bedeutet nicht nur, dass die Entscheidungen selbst transparent sind, sondern auch, dass die 
Gründe und Prozesse hinter den Entscheidungen offengelegt werden. Auf diese Weise kön-
nen alle Beteiligten erkennen, wie und warum eine bestimmte Entscheidung getroffen wurde, 
was das Risiko von willkürlichem oder ungerechtfertigtem Handeln verringert. 

Ein weiterer Aspekt ist die Einbeziehung mehrerer Perspektiven. Um Machtmissbrauch zu ver-
hindern, sollte die Ausübung von Macht nicht ausschließlich bei einzelnen Entscheidungsträ-
ger*innen liegen. In vielen Fällen kann die Beteiligung von verschiedenen Personen oder 
Gruppen in Entscheidungsprozesse dazu beitragen, ein ausgewogenes Verhältnis zu schaffen 
und sicherzustellen, dass Entscheidungen im besten Interesse der Betroffenen getroffen wer-
den. Externe Kontrolle spielt ebenfalls eine wichtige Rolle, um Machtmissbrauch zu verhin-
dern.  

In vielen Bereichen, in denen es um die Sorge um Menschen geht, spielt Beziehung eine zent-
rale Rolle. Und manchmal sind es einfache Gesten, wie eine Umarmung, die eine schwierige 
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Situation lösen helfen können. Andererseits kann zu viel Nähe die Intimsphäre des Gegen-
übers verletzen. Besonders brisant wird dieses Thema, wenn Pflegetätigkeiten bzw. körper-
nahe Maßnahmen erforderlich sind, bei denen erhebliche körperliche Nähe notwendig ist. 

• Welche Haltung zu Nähe und Distanz gilt in der Einrichtung? 
In vielen Bereichen, in denen Sorge, Begleitung und Unterstützung von Klient*innen im Mittel-
punkt stehen, ist Beziehung ein zentraler Bestandteil professionellen Handelns. Nähe kann 
dabei Schutz, Beruhigung und Orientierung vermitteln. In einzelnen Ereignissen können einfa-
che zugewandte Gesten deeskalierend wirken und zur Stabilisierung beitragen. Gleichzeitig 
birgt Nähe Risiken, wenn persönliche Grenzen, Intimsphäre oder Rollen klarer Professionali-
tät nicht beachtet werden. 

Nähe und Distanz sind daher als professionell zu gestaltendes Spannungsfeld zu verstehen. 
Zu große Distanz kann als Ablehnung erlebt werden, zu große Nähe kann übergriffig wirken 
oder Abhängigkeiten fördern. Besonders sensibel ist dieser Bereich bei Tätigkeiten, die mit 
körperlicher Nähe verbunden sind, insbesondere in Pflege-, Unterstützungs- und Krisensitua-
tionen. Hier sind klare Standards erforderlich, damit Schutz, Würde und Selbstbestimmung 
von Klient*innen jederzeit gewahrt bleiben. 

Für die Einrichtung bedeutet dies, verbindliche Orientierung zu schaffen: Welche Formen von 
Nähe sind im beruflichen Kontext angemessen, in welchen Situationen gelten besondere 
Schutzanforderungen, und wie wird bei Grenzunsicherheit vorgegangen? Entscheidend sind 
transparente Regeln, reflektierte Teamabsprachen sowie eine Kultur, in der Unsicherheiten, 
Grenzfragen und belastende Ereignisse frühzeitig angesprochen werden können. 

Bei sensiblen Tätigkeiten kann die Anwesenheit einer weiteren Person unterschiedlich erlebt 
werden. Sie kann für Klient*innen und Mitarbeiter*innen Sicherheit schaffen, als Zeug*in zur 
Transparenz beitragen und vor Fehlwahrnehmungen oder Grenzverletzungen schützen. Zu-
gleich kann dieselbe Anwesenheit als zusätzliche Störung der Intimsphäre empfunden wer-
den. Deshalb sollte die Einrichtung klare Kriterien festlegen, wann eine zweite Person erfor-
derlich ist, wie dies begründet und angekündigt wird und wie die Zustimmung bzw. Ablehnung 
von Klient*innen berücksichtigt wird, soweit rechtlich und fachlich möglich. 

Zur Prävention von Grenzverletzungen sollten Entscheidungen zu Nähe und Distanz nicht al-
lein individualisiert werden. Sinnvoll sind abgestimmte Verfahren, zum Beispiel kollegiale 
Fallbesprechungen, Supervision, fachliche Rückkopplung und dokumentierte Entschei-
dungswege bei kritischen Ereignissen. So wird sichergestellt, dass Beziehung professionell 
gestaltet wird, ohne Schutzinteressen zu relativieren. 

Ziel ist eine Haltung, die Beziehungsarbeit ermöglicht und gleichzeitig klare Grenzen sichert: 
Nähe wird dort eingesetzt, wo sie fachlich begründet und für Klient*innen hilfreich ist; Dis-
tanz wird dort gewahrt, wo Schutz, Integrität und professionelle Rollen dies erfordern. 

D) Literaturhinweise 
Anter, Andreas. Theorien der Macht zur Einführung. 6., Überarbeitete Auflage. Zur Einführung. 

Junius, 2024. 

Arendt, Hannah. Macht und Gewalt. Erweiterte Neuausgabe. Herausgegeben von Thomas 
Meyer. Übersetzt von Gisela Uellenberg. Piper, 2024. 

Han, Byung-Chul. Was ist Macht? Nachdr. Reclams Universal-Bibliothek, Nr. 18356. Reclam, 
2015. 

Kraus, Björn, und Juliane Sagebiel. „Macht in der Sozialen Arbeit“. socialnet Lexikon. Zugegrif-
fen 19. September 2025. https://www.socialnet.de/lexikon/Macht-in-der-Sozialen-Arbeit. 

Schädle-Deininger, Brigitte, und Brigitte Richter. „Gewalt macht den Menschen zur Sache“. 
Pflege Professionell, Nr. 29 (2022): 63–67. 
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Staudhammer, Martina. Prävention Von Machtmissbrauch und Gewalt in der Pflege. 2nd ed. 
Springer Berlin / Heidelberg, 2024. 

3.4 Ist-Analyse 
Jens Schikora 

A) Worum es geht 
Die Ist-Analyse ist eine der ersten Maßnahmen bei der Erstellung und Fortschreibung eines Ge-
waltschutzkonzeptes. Dabei sollen alle Ebenen innerhalb einer Einrichtung bedacht und in den 
Prozess eingebunden werden. Dazu zählen Mitarbeitende, Klientel und An- und Zugehörige.  

B) Leitfragen 
 Risikoeinschätzung: Welche Situationen bergen in der Einrichtung erhöhte Risiken für Grenz-

verletzungen? 

 Schnittstellen: Welche externen Stellen müssen bei Fragen rund um das Gewaltschutzkon-
zept berücksichtigt werden? 

 Wer hat alles ein Interesse, dass es in unserer Einrichtung keine Gewalt gibt? 
(Stakeholder-Analyse) 

C) Hinweise zur Beantwortung der Leitfragen / Best Practice 

• Risikoeinschätzung: Welche Situationen bergen in der Einrichtung erhöhte Risiken für Grenz-
verletzungen? 
Die Einschätzung vorhandener Strukturen, Maßnahmen, Wirksamkeit, Schwachstellen und 
Risiken in einer Einrichtung soll sicherstellen, dass bereits existierende Schutzfaktoren iden-
tifiziert und genutzt werden können. Nach der Ist-Analyse müssen gezielt Maßnahmen zur 
Gewaltschutzprävention und -intervention entwickelt werden. Aufbau und Ablauf sind sehr 
stark verbunden mit dem Prinzip der Gefährdungsanalyse. Die zu entwickelnden Maßnahmen 
orientieren sich am T.O.P.-Prinzip (technische-bauliche, organisatorischen, personelle Maß-
nahmen). 

Durch eine organisationsweite Analyse können Risiken in Einrichtungen identifiziert werden, 
die zu unausgewogenen Machtstrukturen und fehlender Transparenz führen können. 

Als Beispiele für Risikofelder können gelten: 

o mangelnden zeitlichen Ressourcen innerhalb der Einrichtung auf allen Ebenen und die 
dadurch entstehenden unausgewogenen Machtstrukturen 

o mangelnde Professionalität im Umgang mit Nähe und Distanz – besonders in Übergängen 
und bei emotionalen Ausnahmesituationen. 

o Mangelnde Supervision: Fehlende Reflexion im Team, Alleinarbeit, unklare Verantwortlich-
keiten. 

o Emotionale Ausnahmesituationen: Trauer, Wut, Angst, die zu Überreaktionen oder unange-
messener Nähe führen können. 

o Räumliche Nähe: Situationen, die keine Beobachtung zulassen (z.B. Toiletten, Schlafzim-
mer),  

o Kommunikation und Machtgefälle: Abwertende Sprache, Ausgrenzung, aber auch zu viel 
Nähe oder das Übergehen von Wünschen. 

o Umgang mit Sexualität: Unsicherheiten im Umgang mit Sexualität und Intimität sowie dem 
Setzen von Grenzen. 

o Individuelle Faktoren: Belastungen bei Mitarbeitenden (private Probleme, Sucht) oder bei 
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Klient*innen (Verhaltensauffälligkeiten).  
o Pflege und Körperhygiene: Duschen, Wickeln, Toilettengänge, besonders bei Hilflosigkeit. 
o Nachtdienste: Alleinsein, nächtliche Beruhigungsversuche. 
o Therapie und Betreuung: Einzelgespräche, 1:1-Interventionen, Umgang mit Widerstand. 
o Freizeitaktivitäten: Ausflüge, bei denen die Gruppe schwer zu überblicken ist, oder bei in-

tensiven Spielen. 
o Übergänge: Abschiede, Aufnahmen, Umzüge, die Unsicherheit schaffen. 
o Umgang mit Konflikten: Deeskalation, Umgang mit Aggressionsereignissen  

• Schnittstellen: Welche externen Stellen müssen bei Fragen rund um das Gewaltschutzkon-
zept berücksichtigt werden? 
Als Schnittstellen bei Gewaltschutzkonzepten versteht man die Verbindungen zwischen ver-
schiedenen Akteuren, Institutionen und Ebenen (z.B. Fachkräfte, Behörden, Hilfsorganisatio-
nen, Betroffene). Um ein ganzheitliches Schutzsystem zu gewährleisten, das von der Präven-
tion über Intervention bis zur Nachsorge reicht und die Zusammenarbeit mit externen Part-
nern sichert, ist eine Schnittstellenanalyse erforderlich. Sie ist entscheidend, um eine naht-
lose Unterstützung zu bieten, insbesondere bei sensiblen Themen.  

Beispiele für Schnittstellen 

o Interne Koordination 
In diesem Punkt geht es um die Abstimmung zwischen Leitung, Mitarbeitende und ggf. Eh-
renamtlichen innerhalb einer Einrichtung, um Verantwortlichkeiten zu klären und Routinen 
zu etablieren. 

o Externe Vernetzung 
Mit spezialisierten und unabhängigen Beratungsstellen (z.B. Frauenberatung, Kinder-
schutz), dem Jugendamt, der Polizei und weiteren Fachdiensten, um bei Verdachtsfällen 
professionelle Unterstützung zu erhalten und die nächsten Schritte zu planen. 

o Forschung & Praxis 
Austausch mit Forschungseinrichtungen, Fachverbänden zur Weiterentwicklung von Kon-
zepten und deren Evidenzbasis.  

• Wer hat alles ein Interesse, dass es in der Einrichtung keine Gewalt gibt? 
(Stakeholder-Analyse) 
Die Durchführung einer solchen Analyse kann je nach Fachbereich eine gesetzliche Pflicht 
für Einrichtungen darstellen. Aber auch neben bestehenden gesetzlichen Anforderungen geht 
es um das Schaffen von Orientierung bei allen beteiligten Personen. Diese Klarheit hilft, Res-
sourcen zu bündeln, indem sie zeigt, auf welchen bereits vorhandenen Maßnahmen aufge-
baut werden kann.  Dadurch soll sichergestellt werden, dass Maßnahmen nicht „planlos“ 
entwickelt werden, sondern an die vorhandenen Gegebenheiten und Bedürfnisse der Einrich-
tung, der beteiligten Personen angepasst sind. Somit ist es eine alle Ebenen umfassende In-
teressenlage. Beteiligte Personen/-gruppen können bspw. sein: 

o Geschäftsführung 
o Mitarbeitenden-Vertretung 
o Klient*innen-Vertretung 
o Aufsichtsbehörden 
o Angehörigenverbände 

 
D) Literaturhinweise 

Bundesministerium der Justiz, Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 
Bundesministerium für Bildung und Forschung (2011): Sexueller Kindesmissbrauch in Abhän-
gigkeits- und Machtverhältnissen in privaten und öffentlichen Einrichtungen und im familiä-
ren Bereich. Berlin.  
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Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.), (2012): Das Bundeskin-
derschutzgesetz in Kürze.  

Bundesministerium der Justiz (Hrsg.), (2013): Leitlinien zur Einschaltung der Strafverfolgungs-
behörden des Runden Tisches. Berlin.  

Unabhängiger Beauftragter für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs (Hrsg.), (2013): Bilanz-
bericht 2013. Berlin. 

3.5 Primäre Prävention: Maßnahmen zur Vermeidung von Krisen 
Jens Schikora 

A) Worum es geht 
Primärprävention im Zuge eines Gewaltschutzkonzeptes umfasst alle personellen, organisatori-
schen und technisch-baulichen Maßnahmen, um die Entstehung von Ereignissen zu vermeiden 
und zielt damit auf das Verhalten von Mitarbeitenden, Klientel und Besuchern ab.  

B) Leitfragen 
 Wie können Mitarbeiter*innen für das Thema sensibilisiert werden?  

 „Wie können Rahmenbedingungen geschaffen werden, die Machtmissbrauch erschweren?  

 Wie können Räume in der Einrichtung gestaltet werden, damit weniger Aggressionsereignisse 
stattfinden?? 

 Welche Sicherheitssysteme sind erforderlich? 

 Welche Schulungen sind erforderlich?  

 Wie können Klient*innen so gestärkt werden, dass Gewaltübergriffe auf sie unwahrscheinli-
cher werden? 

C) Hinweise zur Beantwortung der Leitfragen / Best Practice 

• Wie können Mitarbeiter*innen für das Thema sensibilisiert werden  
Das Schutzkonzept sollte stets alle Gewaltkonstellationen berücksichtigen (vgl. 3.3) und für 
alle beteiligten Personen Schutz bieten. Die ausgewogene Gestaltung kann die Akzeptanz be-
reits deutlich unterstützen. Die Sensibilisierung der Mitarbeitenden kann durch die Beteili-
gung an der Erstellung, angefangen von der Risikoanalyse bis hin zur Maßnahmenbeschrei-
bung, gefördert werden. Bereits bei der Einstellung sollten Mitarbeiter*innen zum bestehen-
den Schutzkonzept unterwiesen werden und sich formell zu dessen Einhaltung verpflichten. 

• Wie können Rahmenbedingungen geschaffen werden, die Machtmissbrauch erschweren?  
Machtmissbrauch ist nicht nur ein individuelles, sondern häufig auch ein strukturelles Prob-
lem. Deshalb ist es besonders wichtig, einrichtungsspezifische (systemische) Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, die das Risiko minimieren. Häufig setzen Rahmenbedingungen auf Sei-
ten der Mitarbeitenden an. Das Einholen von Führungszeugnissen, eine Selbstverpflichtungs-
erklärung der Mitarbeitenden, und klaren Verhaltensregeln für alle sind unabdingbarer Teil 
eines Schutzkonzeptes.  

Auch Dienstanweisungen, die regeln, wie im Falle eines Ereignisses zu verfahren ist, schaffen 
Orientierung für alle Beteiligten. Hilfreich sind ebenfalls transparente Aufgaben- und Ent-
scheidungswege bei der Betreuung und Führung von Mitarbeitenden als verbindliche Füh-
rungsaufgabe. 

Gut organisierte Melde- und Beschwerdewege sowie verlässliche Kontaktmöglichkeiten zu 
internen und externen Beratungsstellen sind zentrale Instrumente zur Prävention von Macht-
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missbrauch. Ebenso entscheidend sind eine klare Haltung und Rollenklarheit bei Mitarbei-
ter*innen auf allen Hierarchieebenen.  

Mit dem Fokus „Arbeite, handle und kommuniziere transparent“ in alle Richtungen, werden 
Grundpfeiler von funktionieren Rahmenbedingungen geschaffen, um Machtmissbrauch zu 
erschweren (vgl. 3.3. 4. Leitfrage) 

Das Sammeln, Bewerten und Reflektieren von allen Ereignissen in einem Arbeits- oder Steue-
rungskreis, zusammengesetzt aus Vertretern von Mitarbeitenden, Klientel und ggfs. Angehöri-
gen, innerhalb einer Einrichtung dient dabei als Steuerungsorgan für notwendige Anpassun-
gen. 

• Wie können Räume in der Einrichtung gestaltet werden, damit weniger Aggressionsereignisse 
stattfinden? 
Grundsätzlich sollten Räume in einer Einrichtung funktionell und bedürfnisorientiert gestaltet 
sein. Auch die schnelle und zeitnahe Reparatur möglicher Schäden ist ein wichtiger Aspekt. 

Nachfolgend ein paar Anregungen die aggressionshemmend sein können:  

o Warme und natürliche Farben (Erdtöne, gedämpftes Grün, Braun) wirken beruhigend. 
o Bei der Wahl der Einrichtungsgegenstände wie Möbeln sollte darauf geachtet werden, dass 

abgerundete Kanten und Ecken Angst und Verletzungsrisiken reduzieren. 
o Schallabsorbierende Materialien (z. B. Teppiche, Polster, spezielle Akustikpaneele) reduzie-

ren Lärm und Stress.  
o Gute Lichtverhältnisse schaffen Sicherheit und Vertrauen. Sanftes, gleichmäßiges Licht, 

das Schatten minimiert. LED-Leuchten mit tageslichtähnlicher Farbtemperatur sind emp-
fehlenswert. Nicht nur die Raumgestaltung, sondern auch die Aufteilung wichtig. Eine klare 
Abgrenzung von Arbeits- und Wohnbereichen, das Schaffen von Rückzugsräumen für Mit-
arbeitende und Klientel sowie das Vermeiden von räumlicher Enge sind zu bedenken.  

o In einigen Einrichtungen gibt es spezielle „Time-Out-Räume“, teilweise mit Snoezelenele-
menten, die im Rahmen einer Deeskalation hilfreich sein können. Zu berücksichtigen sind 
dabei bestehende bzw. zu erstellende Konzepte und rechtliche Vorgaben. 

• Welche Sicherheitssysteme sind erforderlich? 
Ob Sicherheitssysteme erforderlich sind, ist eine einrichtungsspezifische Entscheidung. Hier 
gibt es verschiedenste Sicherheitsklassifikationen. Sicherheitssysteme können „Code-Wör-
ter“ bis hin zu hochtechnischen Lösungen für Alleinarbeitsplätze sein. Es bietet sich an, die 
Unterstützung der zuständigen Unfallkassen bzw. Berufsgenossenschaften in Anspruch zu 
nehmen. Aber auch für Klienten müssen ggf. entsprechende (Not-) Ruf-Möglichkeiten vorge-
sehen werden. 

• Welche Schulungen sind erforderlich?  
Unterweisungen zum Schutzkonzept, in bestehende Ablauf- und Notfallpläne sowie mitgel-
tende Unterlagen sind genauso wichtig wie die regelmäßige und verpflichtende Teilnahme an 
Deeskalationsseminaren sowie Schulungen zu Störungs- und Krankheitsbildern. 

• Wie können Klient*innen so gestärkt werden, dass Gewaltübergriffe auf sie unwahrscheinli-
cher werden? 
Aggression und Gewalt sind urmenschliche Phänomene. Allein die Erfüllung der gesetzlichen 
Vorgabe zur Erstellung eines Schutzkonzeptes sowie die Berücksichtigung der genannten und 
noch folgenden Aspekte werden Gewalt nicht vollständig verhindern können; sie können je-
doch deren Auftretenswahrscheinlichkeit verringern. Die bereits geforderte Beteiligung der 
Klient*innen bei der Erstellung des Schutzkonzeptes sowie die spezifische Beziehungsarbeit 
(bspw. Patensysteme, Bezugspflege) sind dabei zentrale Aspekte. Ergänzt werden können 
diese auch durch Schulungsangebote für die Klient*innen. Teilweise werden diese auf Bun-
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desland-Ebene bereits gefordert, sind jedoch oft schwer umsetzbar. Zu empfehlen sind bei-
spielsweise alle Formen von Sozialen Kompetenz Trainings, Anti-Aggressions-Trainings sowie 
Selbstbehauptungsschulungen. Hier geht es nicht um die Frage des körperlich „Sich-Weh-
ren-Könnens“, sondern viel mehr um das eigene Wahrnehmen von Anspannungen und Un-
wohlsein, mit dann individuellen Maßnahmen zur Reduktion der Anspannung. Selbstwert und 
Selbstwirksamkeit der Klient*innen stellen ein weiteres wichtiges deeskalatives Element dar. 

D) Literaturhinweise 
 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.). (2013, Februar 11). Ab-

schlussbericht Runder Tisch Sexueller Kindesmissbrauch. https://www.bmbfsfj.bund.de/re-
source/blob/93204/2a2c26eb1dd477abc63a6025bb1b24b9/abschlussbericht-runder-tisch-
sexueller-kindesmissbrauch-data.pdf 

Büroraumplanung. (o. J.). VBG - Ihre gesetzliche Unfallversicherung. Abgerufen 7. Februar 
2026, von https://www.vbg.de/cms/arbeitsschutz/arbeit-gestalten/buero/bueroraumplanung 

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung. (2012). Einsatz von Personen-Notsignal-Anlagen 
(112–139; Version 2012.01). 

Monika Schröttle, Ralf Puchert, Maria Arnis, Abdel Hafid Sarkissian, Clara Lehmann, Julia Zins-
meister, Ivana Paust, & Lena Pölzer. (2021). Gewaltschutzstrukturen für Menschen mit Behin-
derungen—Bestandsaufnahme und Empfehlungen [Forschungsbericht]. Institut für empiri-
sche Soziologie an der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg. 
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/Forschungsberichte/fb-
584-gewaltschutzstrukturen-fuer-menschen-mit-behinderungen.pdf?__blob=publication-
File&v=5 

Oppermann, C., Winter, V., Harder, C., Wolff, M., & Schröer, W. (Hrsg.). (2018). Lehrbuch 
Schutzkonzepte in pädagogischen Organisationen: Mit Online-Materialien. Beltz. 

Rohe, T., Dresler, T., Stuhlinger, M., Weber, M., Strittmatter, T., & Fallgatter, A. J. (2017). Bauliche 
Modernisierungen in psychiatrischen Kliniken beeinflussen Zwangsmaßnahmen. Der Nerven-
arzt, 88(1), 70–77. https://doi.org/10.1007/s00115-015-0054-0 

Schutzkonzepte. (o. J.). Unabhängige Bundesbeauftragte gegen sexuellen Missbrauch von Kin-
dern und Jugendlichen. Abgerufen 7. Februar 2026, von https://beauftragte-miss-
brauch.de/themen/schutz-und-praevention/schutzkonzepte 

Unabhängige Bundesbeauftragte gegen sexuellen Missbrauch von Kindern und Jugendlichen. 
(2013, August). Bilanzbericht 2013—Sexueller Kindesmissbrauch in Deutschland. Keine Ent-
warnung. Kein Schlussstrich. https://beauftragte-missbrauch.de/fileadmin/Con-
tent/pdf/Pressemitteilungen/UBSKM_Bilanzbericht_barrierefrei.pdf 

3.6 Sekundäre Prävention: Vorgehen im Verdachts- oder Konfliktfall 
Daniel Hofmann 

A) Worum es geht 
Sekundäre Prävention bedeutet, die „Schäden“, die durch ein Aggressionsereignis entstehen, so 
gering wie möglich zu halten. Um in dieser zeitkritischen Phase sowohl schnell als auch zielge-
richtet agieren zu können, müssen die zu ergreifenden Maßnahmen und Kommunikationswege 
eindeutig festgelegt sein. 

B) Leitfragen 
 Wer hat im Ereignisfall welche Aufgabe / Rolle? 

 Welche Kommunikationswege müssen bei einem Ereignis eingehalten werden? 

 Welche Sofortmaßnahmen müssen bei einem Ereignis unmittelbar erfolgen? 
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 Welche externen Stellen müssen einbezogen werden? Wie ist die Kooperation mit diesen zu 
gestalten? 

 Wie muss die Dokumentation des Ereignisses erfolgen? 

C) Hinweise zur Beantwortung der Leitfragen / Best Practice 

• Wer hat im Ereignisfall welche Aufgabe / Rolle? 
Die Rollen- und Aufgabenverteilung muss eindeutig geregelt sein. Eine hierarchische Struktu-
rierung sichert in Notfallsituationen die Handlungskette. An erster Stelle steht immer physi-
sche und psychischen Unversehrtheit aller beteiligten Personen. Deeskalations- oder psy-
chosoziale Notfallmaßnahmen müssen unmittelbar eingeleitet werden. Abhängig von Erfah-
rung, Ausbildung oder Resilienzfaktoren können verschiedene Aufgaben übernommen oder 
anders belastend wahrgenommen werden. 

In Krisen- und destruktiven Phasen sollten handelnde Personen dazu befähigt sein die Situa-
tion zu kontrollieren und Sicherheit für alle beteiligten Personen unter Einbeziehung der vor-
handenen Ressourcen (wieder-)herzustellen unter so wenig Einsatz von Zwang wie möglich.  

Die handelnden Personen brauchen Kenntnis/Schulung zu relevanten Aspekten von Aggressi-
ons- und Krisenmanagement und Deeskalation (Frühwarnzeichen, Deeskalation, Vermei-
dung weiterer Eskalation, Kontrolle der Situation, Sicherheit, Ressourcen), sowie Sicherheit 
in der Anwendung/Ausführung, um die Methoden und Maßnahmen in den Stresssituationen 
abrufen und wirksam anwenden zu können. Dazu ist es notwendig Interventionen und Stan-
dards anhand des jeweiligen Settings/Rahmens und anhand der Eskalationsstufen zu entwi-
ckeln und zu implementieren.  

Grundlegend müssen für die Mitarbeitenden folgende Sachverhalte geklärt sein: 

o Wie muss ich während eines Ereignisses handeln? 
o Wen muss ich über das Ereignis informieren? 
o An wen muss ich mich für Unterstützung wenden? 

 
Festzulegen ist, wer im Aggressionsereignis primär intervenieren sollte. Hier müssen unter-
schiedliche Lösungen in Abhängigkeit, von wem die Aggression ausgeht und wer von der Ag-
gression betroffen ist, erarbeitet werden. Es muss auch festgelegt werden, wie der Betroffene 
im Akutfall schnell Unterstützung bekommt. 

Der Prozess kann geregelt werden durch: 

o Verfahrensanweisungen 
Diese müssen folgende Fragen klären und werden anhand der DIN EN ISO 9001 normativ 
geregelt 

- Wie muss bei einem Ereignis gehandelt werden? 
- Wie muss das Ereignis gemeldet und dokumentiert werden? 
- Wer ist zuständig? 
- Wie ist die Nachbereitung organisiert? 

 
o Arbeitsanweisungen 

Diese bauen sich ähnlich wie die Verfahrensanweisungen auf, sind jedoch im Detail um-
fangreicher mit spezifischeren Verantwortlichkeiten. Der Bedarf wird anhand der Risiko-
analyse oder durch bereits bestehende Vorgaben in Hochsicherheitsbereichen ermittelt.  

o Krisenpläne 
Diese werden im Vorfeld mit den Klient*innen ausgearbeitet und treten im Rahmen einer 
Krise in Kraft.  
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o Handlungsempfehlungen 
Angepasst an die eigene Einrichtung aus den Ergebnissen der Risikoanalyse oder Mitarbei-
ter*innen-Befragung.  Die im Gewaltschutzkonzept festgelegten Verfahrens- und Arbeits-
anweisungen, Krisenpläne und Handlungsempfehlungen können in unterschiedlichen For-
men vorliegen, etwa als Checklisten, Diagramme, verschriftlichte Anweisungen oder als 
systematisch gesichertes Wissen aus verpflichtenden Fortbildungen. Unabhängig von der 
Darstellungsform ist sicherzustellen, dass diese Regelungen bekannt, aktuell und im Ar-
beitsalltag anwendbar sind. Ihre Wirksamkeit wird beispielsweise im Rahmen eines PDCA-
Zyklus, durch interne Revisionen oder durch Auditierungen regelmäßig überprüft.   

Regelgeleitetes Handeln ist vor allem für unerfahrene Mitarbeitende ein wichtiges Instru-
ment, um in Krisensituationen schematisch und strukturiert handeln zu können. 

• Welche Kommunikationswege müssen bei einem Ereignis eingehalten werden? 
Notrufsysteme müssen allen Mitarbeitenden zugänglich sein. Es muss sichergestellt werden, 
dass diese jederzeit und von jedem Ort Hilfe rufen können.  Auch Klient*innen müssen infor-
miert sein, an wen diese sich bei Gewaltanwendung wenden können, um unverzüglich Unter-
stützung zu erhalten. 

• Welche Sofortmaßnahmen müssen bei einem Ereignis unmittelbar erfolgen? 
Erlernte und einheitliche Deeskalations- oder psychosoziale Notfallmaßnahmen treten hier in 
Kraft. Notfallinformationen müssen in gut sichtbaren und stark frequentierten Bereichen aus-
gehängt sein, um die Wirksamkeit der Akutmaßnahmen sicherzustellen. Schnelligkeit spielt 
hier eine entscheidende Rolle zur Risikominimierung von Verletzungen oder Traumatisierun-
gen. Interne oder externe Notrufe müssen ausgelöst werden (je nach Schwere des Ereignis-
ses unter Umständen beides). Das Wichtigste ist die Unterstützung für die Mitarbeitenden, 
um in der Situation nicht allein zu sein. Hierbei geht es um Schutz und dem Entgegenwirken 
von Ohnmachtssituationen. Eine Einschüchterung durch personelle Übermacht ist zu unter-
lassen.  

• Welche externen Stellen müssen einbezogen werden? Wie ist die Kooperation mit diesen zu 
gestalten? 
Bei drohender Gefahr für Leib und Leben muss zum Schutz aller Beteiligten unmittelbar Hilfe 
gerufen werden. Ggf. muss die Polizei hinzugezogen werden.  

Die Zusammenarbeit mit externen Stellen muss klar geregelt und in Notfallplänen verbindlich 
festgelegt sein. Es muss ersichtlich sein, welche Informationen anhand der Datenschutzvor-
gaben weitergeleitet werden dürfen und an welche Stelle sich zu wenden ist. Unabhängig da-
von, ob die Polizei, Rettungsdienste, Jugendämter, psychosoziale Beratungsstellen oder ähn-
liche Anlaufstellen miteinbeziehen müssen, im Vordergrund steht immer die Sicherheit und 
das Wohl der Betroffenen.  

• Wie muss die Dokumentation des Ereignisses erfolgen?  
Die Dokumentation muss lückenlos und zeitnah erfolgen und dient sowohl der Auswertung 
zur Weiterentwicklung von Präventionsmaßnahmen als auch zur Abbildung der Situation in 
Rechtsfragen. Erfassungsinstrumente wie z.B. der SOAS-R Bogen gewährleisten eine struktu-
rierte und einheitliche Dokumentation 

Im Rahmen der Dokumentation sollte eine sachliche und präzise Beschreibung im Vorder-
grund stehen. Die Abläufe sollten nachvollziehbar werden. Schuldzuweisungen sollten hier 
keinen Platz haben.  

D) Literaturhinweise 
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e.V. „Gewaltprävention – Angebote der gesetzlichen 

Unfallversicherung“. Gemeinsam stark gegen Gewalt. Zugegriffen 7. Januar 2026. 
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https://www.dguv.de/gewalt-angehen/beschaeftigte/index.jsp. 

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e.V. „Tools und Programme für die schulische Ge-
waltprävention“. pluspunkt. Zugegriffen 7. Januar 2026. https://pluspunkt.dguv.de/praeven-
tion/programme-fuer-schulische-gewaltpraevention/. 

Steinert, Tilman, und Sophie Hirsch. „S3-Leitlinie ‚Verhinderung von Zwang: Prävention und 
Therapie aggressiven Verhaltens bei Erwachsenen‘; Langversion“. Herausgegeben von 
DGPPN. Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik und Ner-
venheilkunde e. V. (DGPPN), 10. September 2018. 

TÜV SÜD. „ISO 9001: DIE Zertifizierung im Qualitätsmanagement“. Zugegriffen 7. Januar 2026. 
https://www.tuvsud.com/de-de/dienstleistungen/auditierung-und-zertifizierung/iso-9001. 

VBG. „Gewaltprävention“. Zugegriffen 7. Januar 2026. https://www.vbg.de/cms/gewaltpraeven-
tion. 

Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestags. „Regelungen und Maßnahmen zur Ge-
waltprävention gegenüber älteren und behinderten Menschen“. Deutscher Bundestag, 8. Au-
gust 2025. https://www.bundestag.de/resource/blob/1114842/WD-8-053-25.pdf. 

3.7 Tertiäre Prävention: Maßnahmen nach der Krise 
Renate Brand 

A) Worum es geht 
Tertiäre Prävention dient dazu, die körperlichen, psychischen Folgen von Ereignissen bei allen 
Beteiligten zu minimieren. Es sollen Folgeschäden vermieden und das Wiederauftreten von Er-
eignissen nachhaltig zu verhindert werden.  Bei Verdachtsfällen ist standardisiert und verbind-
lich vorzugehen.  

B) Leitfragen 
 Wie wird die Nachbereitung nach belastenden Ereignissen organisiert? 

 Welche externen Stellen sind einzubeziehen und wie wird die Zusammenarbeit gestaltet? 

 Wie können gewonnene Erkenntnisse aus Ereignissen zu Präventionszwecken genutzt wer-
den? (technisch/baulich/organisatorisch/persönlich)? 

C) Hinweise zur Beantwortung der Leitfragen / Best Practice 

• Wie organisieren wir die Nachbereitung nach belastenden Ereignissen? 
Die Nachbereitung von Ereignissen sollte systematisch, strukturiert, standardisiert ablaufen 
und zum Selbstverständnis der Einrichtung gehören. 

Im Rahmen der Nachbereitung sollten alle Beteiligten berücksichtigt werden. Die Nachberei-
tung sollte unmittelbar nach dem Ereignis starten. Die Kernbausteine bilden dabei Nachbe-
sprechung und Nachbetreuung/Nachsorge. Diese sollten einrichtungsspezifisch definiert 
sein und in einem Leitfaden festgehalten werden.  

o Nachbesprechung 
Eine Nachbesprechung sollte immer und unmittelbar nach dem Ereignis stattfinden, mög-
lichst mit allen beteiligten Mitarbeitenden und alle wesentlichen funktionalen Aspekte ab-
decken.  

- Ereignisablauf 
Was ist passiert? Wer war beteiligt? Auslöser bekannt? 

- Ablauf/Interventionen 
geschultes Personal? Ablauf ruhig und geordnet? Alarmierung?  Welche Interventionen 
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wurden ergriffen (vor & während), waren diese ausreichend, verhältnismäßig?  
- Rollenklärung 

Rollenverteilung sinnvoll und angepasst? Wer übernimmt Nachsorge und Nachbespre-
chung?  

- Gefahrenabwehr 
Gesundheitsgefährdende Aspekte für Beteiligte erkennen, verhindern und abmildern;              
Sicherheit und Stabilität wiederherstellen. 

Es geht um die ganzheitliche Erfassung von Ereignisfolgen, um relevante Aspekte wie Aus-
löser, ergriffene Maßnahmen, Ressourcen, entstandene psychische Belastung, körperli-
che Verletzungen, organisatorische Lücken, Verbesserungspotenziale oder Fehlverhalten 
zu evaluieren. 

Es geht nicht darum „die Schuldfrage“ zu stellen oder zu beantworten. Der Ansatz der 
Nachbesprechung ist Lösungsorientiert und auf der Sachebene. 

Die Nachbesprechung mit Klient*innen sollte zeitnah erfolgen. 

- Ereignisablauf 
Was ist passiert? Wer war beteiligt? Auslöser bekannt? 

- Ablauf/Interventionen 
Welche Interventionen wurden ergriffen was waren die Gründe, wie wurde die Interven-
tion erlebt? 

- Gefahrenabwehr 
Gesundheitsgefährdende Aspekte erkennen, verhindern und abmildern; Sicherheit und 
Stabilität wiederherstellen. Begleitung der Rückkehr 

- Überleitung in die Primäre Prävention 
o Nachbetreuung/Nachsorge: 

Die Begriffe Nachbetreuung und Nachsorge sollten Einrichtungsspezifisch definiert wer-
den und mit einem standardisierten Leitfaden implementiert werden. 

Systematische Nachbetreuung/Nachsorge unterstützt die Verarbeitung des Erlebten dient 
der Trauma Prävention und trägt zur nachhaltigen Gesunderhaltung aller beteiligten Perso-
nengruppen bei.  

Die Abläufe erfolgen unmittelbar, ohne Schuldfrage und nachhaltig. Es ist zu berücksichti-
gen das beteiligte Personen verschieden stark betroffen sein könnten. 

Die Nachbetreuung der Klient*innen beginnt unmittelbar nach dem Ereignis und sollte 
durch Mitarbeitende erfolgen, die weder unmittelbar betroffen, noch in hohem Maße emo-
tional involviert sind und somit über ausreichende emotionale Distanz verfügen, um eine 
professionelle Haltung zu wahren. 

Das Vorgehen bei körperlichen Verletzungen und der Umgang mit Personalausfällen (orga-
nisatorisch und im Rahmen der Nachsorge) nach Ereignissen sind ein zentraler Bestand-
teil der tertiären Prävention.  

Schwerwiegende Ereignisse treten im Arbeitsalltag vergleichsweise selten auf.  

Im Ereignisfall sind Mitarbeitende häufig zugleich als Beteiligte, Betroffene sowie verant-
wortliche Entscheidungsträger.  

Insbesondere in Hochstresssituationen stellt diese Mehrfachrolle eine erhebliche Heraus-
forderung dar und kann ein strukturiertes, fokussiertes und situationsangemessenes Han-
deln beeinträchtigen.  

Standardisierte Handlungsleitfäden leisten in diesem Zusammenhang einen wesentlichen 
Beitrag zur Handlungssicherheit. 

Weiterhin ist sicherzustellen, dass arbeitsunfähige Mitarbeitende in geeigneter Form in die 
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Nachsorge einbezogen werden. Eine wirksame Umsetzung setzt voraus, dass Kontaktauf-
nahmen als regulärer Bestandteil der Fürsorgepflicht verstanden werden. Es ist dabei ist 
darauf zu achten, dass diese Kontakte nicht als Infragestellung der Arbeitsunfähigkeit oder 
als Aufforderung zur vorzeitigen Wiederaufnahme der Tätigkeit wahrgenommen werden. 

Durch standardisierte Nachbereitung lassen sich Re-Eskalationen vermeiden. Gleichzeitig 
ermöglichen sie, angewandte Maßnahmen und gewonnene Erfahrungen systematisch 
auszuwerten und für die Bewältigung zukünftiger Ereignisse nutzbar zu machen. 

Dokumentation:  

Absprachen und Erkenntnisse aus der Nachsorge sollten standardisiert dokumentiert und 
nachgehalten werden, um bei Bedarf darauf zurückgreifen zu können und daraus resultie-
rende Erkenntnisse präventiv zu nutzen. Die systematische Erfassung von Ereignissen er-
möglicht die Identifikation von Risikobereichen, Schwachstellen und Mustern – sei es 
technischer, baulicher, organisatorischer oder persönlicher Art – und dient der Ableitung 
präventiver Maßnahmen. 

Die Dokumentation sollte im hauseigenes Meldesystem erfolgen und an den Durchgangs-
arzt gemeldet werden. Zur Erfassung und Auswertung sind speziell entwickelte Medien 
EVA – Bogen/SOARS – Bogen hilfreich  

Folgende Mechanismen können standardisiert im Rahmen der tertiären Prävention etab-
liert werden bzw. mitgelten  

- Nachbesprechung 
- Nachbetreuung / Nachsorge 
- Fallbesprechungen, Supervisionen, Buddy-System, BEM, CIRS 
- kollegiale Ersthelfer/psychosoziale Ersthelfer (1), Krisenteams 
- Systematische Erfassung von Ereignissen  
- Leitfaden Verletzungen und Personalausfall 

• Welche externen Stellen sind einzubeziehen und wie wird die Zusammenarbeit gestaltet? 
In Bezug auf das Ereignis selbst sollten alle am Ereignis beteiligten Personengruppen berück-
sichtigt werden. Dies schafft Transparenz und Vertrauen, ermöglicht eine ganzheitliche Erfas-
sung der Ereignisfolgen und dient der Prävention von Folgeproblemen.  

Am Ereignis beteiligte externe Stellen sollten, soweit dies rechtlich und organisatorisch mög-
lich ist in den Nachbereitungsprozess eingebunden werden.  

Im Kontext der tertiären Gewaltprävention ist die systematische Einbindung externer Ak-
teur*innen wie Polizei, Kliniken, komplementärer Dienste sowie weiterer zuständiger Instituti-
onen von zentraler Bedeutung, da sie zur Erhöhung der Sicherheit, zur Erweiterung der fachli-
chen Handlungskompetenz, zur rechtlichen Absicherung des Vorgehens und zur nachhalti-
gen Wirksamkeit der Interventionen beiträgt, um erneute Gewalthandlungen zu vermeiden 
und sowohl Betroffene als auch Täter*innen adäquat zu begleiten. 

Für die Unfallkassen und Berufsgenossenschaften ist Gewaltprävention eine wichtige Auf-
gabe auch diese unterstützen in vielen Bereichen gezielt und fundiert. 

• Wie können gewonnene Erkenntnisse aus Ereignissen zu Präventionszwecken genutzt wer-
den? (technisch/baulich/organisatorisch/persönlich)? 
Systematische Erfassung von Ereignissen und die Auswertung der Erfassung helfen dabei Ri-
sikobereiche/Schwachstellen/Muster (technisch/baulich/organisatorisch/persönlich) zu er-
kennen und notwendig präventive Maßnahmen ergreifen zu können. 

Ziel der tertiären Prävention ist es, alle Schritte – von der Definition über die Maßnahmen und 
Zuständigkeiten bis hin zur Dokumentation und Umsetzung präventiver Mechanismen – kon-
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sequent zu planen und umzusetzen. Sie umfasst dabei alle Beteiligten, dokumentiert Er-
kenntnisse und nutzt standardisierte Mechanismen um Prävention, Betreuung und Gesund-
heit nachhaltig zu sichern. 

Nach dem Ereignis ist vor dem Ereignis! 

D) Literaturhinweise 
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung. (2025). Betriebliche psychologische Erstbetreuung 

nach traumatischen Ereignissen, sogenannte „psychische erste Hilfe“ und Erste Hilfe: Was 
ist was? FBGIB-009 (Version 2025.06). https://publikationen.dguv.de/widgets/pdf/down-
load/article/5146 

NAGS Österreich, NAGS Schweiz, & NAGS Deutschland. (o. J.). EvA-Erfassung von Aggression-
sereignissen [Erfassungsbogen]. Abgerufen 7. Februar 2026, von https://nags.ch/wp-con-
tent/uploads/2022/10/19_3_EvA_ErfassungVonAggressionsereignissen.pdf 

3.8 Melde- und Beschwerdesystem 
Stefan Ahlers 

A) Worum es geht 
Das Melde- und Beschwerdewesen bildet das Rückgrat eines wirksamen Schutzkonzeptes ge-
gen Gewalt in sozialen Einrichtungen. Es gewährleistet, dass Klient*innen, Mitarbeitende, Ange-
hörige und andere Betroffene Beschwerden oder Verdachtsmomente sicher, barrierearm und 
ohne Angst vor Nachteilen äußern können. Wichtige gesetzliche Grundlagen wie das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG), §8 SGB XI, §§45a–48 SGB VIII sowie das Hinweisgeberschutz-
gesetz verpflichten Träger und Arbeitgeber, klare, geschützte und nachprüfbare Strukturen für 
die Meldung und Bearbeitung von Beschwerden einzurichten. Ziel ist der Schutz aller Beteiligten 
und die kontinuierliche Verbesserung der Organisationskultur sowie der tatsächlichen Sicher-
heit. 

B) Leitfragen  
 Wer kann Beschwerden abgeben? 

 Welche Wege stehen zur Verfügung? 

 Wie wird Barrierefreiheit sichergestellt? 

 Wie werden alle Beteiligten erreicht und informiert? 

 Wie verläuft das Verfahren nach Eingang einer Meldung? 

 Wie ist der Schutz von Meldenden gewährleistet?  

 Wie werden Beschwerden insgesamt ausgewertet und zur Verbesserung genutzt? 

 Wie erleben Betroffene das Verfahren? 

C) Hinweise zur Beantwortung der Leitfragen / Best Practice 

• Wer kann Beschwerden abgeben? 
Sind alle Zielgruppen (Klient*innen, Mitarbeitende, Angehörige, Ehrenamtliche, Externe) 
adressiert? Gibt es besondere Schutzbedarfe zum Beispiel für Kinder, Menschen mit Behin-
derung oder fremdsprachige Personen? 

• Welche Wege stehen zur Verfügung? 
Existieren persönliche Ansprechpersonen, anonyme Briefe/Kummerkästen, digitale Wege 
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(z. B. Online-Formulare, E-Mail), telefonische Hotlines sowie externe Anlaufstellen wie Bera-
tungsstellen oder Ombudspersonen? Werden anonyme Meldungen ausdrücklich angeboten? 

• Wie wird Barrierefreiheit sichergestellt? 
Sind Meldewege und Formulare in Leichter Sprache, mit Piktogrammen, Übersetzungen und 
ggf. alternativen Kommunikationsmitteln vorhanden? Gibt es Assistenz, Beratung oder tech-
nische Hilfen? 

• Wie werden alle Beteiligten erreicht und informiert? 
Erhalten alle Zielgruppen verständliche, wiederkehrende und sichtbare Informationen über 
alle Meldewege – etwa mit Aushängen, Info-Broschüren, Websites, durch wiederholte Ge-
spräche oder Schulungen? 

• Wie verläuft das Verfahren nach Eingang einer Meldung? 
Sind alle Prozessschritte (Sichtung, Dokumentation, Bearbeitung, Rückmeldung), Zuständig-
keiten und Fristen geregelt und transparent? Wie werden Meldende über den Status und das 
Ergebnis informiert – auch bei anonymen Hinweisen? 

• Wie ist der Schutz von Meldenden gewährleistet? 
Werden konkrete Maßnahmen zum Schutz vor Repressalien oder Benachteiligungen ange-
wandt? Wer kontrolliert deren Einhaltung? Existieren spezielle Verschwiegenheitsverpflich-
tungen und werden diese kommuniziert? 

• Wie werden Beschwerden insgesamt ausgewertet und zur Verbesserung genutzt? 
Finden eine systematische Auswertung und Evaluation von Beschwerden statt? Werden be-
troffene Gruppen in die Überprüfung und Weiterentwicklung des Systems einbezogen? 

• Wie erleben Betroffene das Verfahren? 
Wird die Zufriedenheit und die Wirksamkeit der Meldewege regelmäßig überprüft? Gibt es 
Rückmeldungen dazu, wie sicher, zugänglich und hilfreich das Verfahren empfunden wird? 

D) Literaturhinweise 
Gesetz für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen (Hinweisgeberschutzgesetz - 

HinSchG), HinSchG (2023). 

Gesetz zur Einrichtung der oder des Unabhängigen Bundesbeauftragten gegen sexuellen Miss-
brauch von Kindern und Jugendlichen (Antimissbrauchsbeauftragtengesetz), UBSKMG 
(2025). 

Stauss, Bernd, und Wolfgang Seidel. „Leitfaden zum Beschwerdemanagement-System“. In Be-
schwerdemanagement: Unzufriedene Kunden als profitable Zielgruppe, 5. Auflage. Hanser, 
2014. https://www.agentur-fuer-freundlichkeit.de/wp-content/uploads/2022/04/toolbox-leit-
faden-beschwerdemanagmentsystem.pdf. 

3.9 Personalmanagement 
Daniel Hofmann 

A) Worum es geht 
Im Rahmen der Erstellung eines Gewaltschutzkonzeptes sollte auch das Personalmanagement 
einbezogen werden. Die grundsätzliche persönliche Eignung ist neben der fachlichen bereits im 
Einstellungsprozess zu berücksichtigen. Im Rahmen des Onboarding-Prozesses sollen neue Mit-
arbeitende an das Gewaltschutzkonzept herangeführt werden. 

B) Leitfragen 
 Wie können wir Gewaltschutz im Personalmanagement verankern? 

 Welche Rolle muss der Gewaltschutz bei der Neubesetzung von Stellen haben? 
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C) Hinweise zur Beantwortung der Leitfragen / Best Practice 

• Wie können wir Gewaltschutz im Personalmanagement verankern? 
Das Gewaltschutzkonzept muss im alltäglichen Handeln aller Beteiligten spürbar werden. 
Entscheidungen auf Führungsebene dürfen dem Konzept nicht widersprechen. Um eine mög-
lichst breite Basis zu schaffen, sind umfassende Schulungs- bzw. Unterweisungsmaßnah-
men vorzusehen. Durch gezielte Maßnahmen der Personalentwicklung sollen Identifikations-
möglichkeiten geschaffen werden, um die Mitarbeitenden zu motivieren, das Konzept in die 
Praxis umzusetzen. 

Das Management muss sicherstellen, dass das Schutzkonzept über die internen Kommuni-
kationswege an die Mitarbeitenden weitergeben wird. Dabei haben sich folgende Kommuni-
kationswege als besonders effektiv erwiesen: Intranet, E-Mailverteiler, E-Learning-Plattfor-
men, Informationsveranstaltungen und innerbetriebliche Fortbildungen. Die Unternehmens-
ziele sollten realistisch gesteckt und das Erreichen dieser Ziele mit den Teams kommuniziert 
und gefeiert werden. Die Bestätigung, das Schutzkonzept gelesen zu haben und das eigene 
Handeln danach auszurichten, soll schriftlich bei der Personalabteilung erfolgen. Dies soll 
Verbindlichkeit schaffen und den Informationsfluss sicherstellen. Es muss eine Nachsorge-
konzeption für Mitarbeitende geben.  

• Welche Rolle muss der Gewaltschutz bei der Neubesetzung von Stellen haben? 
Eine Personalbedarfserhebung soll die benötigten Ressourcen ermitteln und die Stellenaus-
schreibungen sich an den Ergebnissen orientieren. Hierbei ist auf Kompetenzen im Bereich 
der Aggressionsvermeidung und Deeskalation zu achten.  Durch eine Checkliste können Mit-
arbeitende gezielt Fragen mit Bezug auf das Schutzkonzept gestellt werden. Somit kann die 
persönliche Eignung und Haltung bereits in den ersten Gesprächen ermittelt werden. Das 
Einfordern eines erweiterten Führungszeugnisses ist nicht nur bei der Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen zu empfehlen – sofern es nicht sogar vorgeschrieben ist.  

Es wird empfohlen, im Rahmen des Onboarding-Prozesses spezielle Schulungen und Infor-
mationsveranstaltungen anzubieten. Dies soll sicherstellen, dass alle neuen Mitarbeitenden 
die Bedeutung und Inhalte des Schutzkonzeptes verstehen und anwenden können. Zusätz-
lich wird ein Ethikkodex erstellt, der von allen Mitarbeitenden verpflichtend unterzeichnet 
werden muss. 

D) Literaturhinweise 
International Council of Nurses. „Prävention von und Umgang mit Gewalt am Arbeitsplatz - Po-

sitionspapier“. Übersetzt von Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe. 2017. 
https://www.dbfk.de/media/docs/newsroom/internationales/ICN_Praevention-von-und-Um-
gang-mit-Gewalt-am-Arbeitsplatz_2017.pdf. 

3.10 Evaluation & Fortschreibung 
Johannes Edel 

A) Worum es geht 
Ist ein Gewaltschutzkonzept einmal geschrieben und verabschiedet, ist die Arbeit damit nicht 
erledigt. Erst in der Praxis zeigt sich, ob die Festlegungen alltagstauglich sind und das regeln, 
was geregelt werden muss. Deswegen muss regelmäßig geschaut werden, ob es passt, und ge-
gebenenfalls müssen Anpassungen und Ergänzungen eingearbeitet werden. Der Prozess für 
diese Evaluation und Fortschreibung sollte von Anfang an festgelegt werden. 

B) Leitfragen 
 Wie wollen wir prüfen, ob unser Gewaltschutzkonzept die gewünschte Wirkung hat? 

 Wie können wir sicherstellen, dass unser Gewaltschutzkonzept aktuell beleibt und bei Bedarf 
angepasst wird? 
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 In welchen Abständen soll geprüft werden, ob es neue gesetzliche oder organisatorische Vor-
gaben gibt, die eine Anpassung unseres Gewaltschutzkonzeptes erfordern? 

 Wer ist für Evaluation und Fortschreibung verantwortlich? Welches Gremium soll diese Auf-
gabe übernehmen? 

C) Hinweise zur Beantwortung der Leitfragen / Best Practice 

• Wie wollen wir prüfen, ob unser Gewaltschutzkonzept die gewünschte Wirkung hat? 
Die Entscheidung, ob das Gewaltschutzkonzept wirksam ist, sollte nicht eine wage Selbstein-
schätzung sein. Der Erfolg sollte an „harten Fakten“ gemessen werden. Diese Kriterien, müs-
sen im Vorhinein definiert werden. Idealerweise werden „messbare Ziele“ vereinbart. Für die 
Formulierung solcher Ziele hat sich das „SMART“- bzw. das „SMARTER“-Schema als Hilfe-
stellung etabliert. Dennoch stellt die Ausarbeitung solcher Ziele gerade unerfahrene regelmä-
ßig vor Probleme. 

Ein nicht zu empfehlendes Kriterium ist die Reduktion der Zahl der Vorfälle. Tatsache zeigt 
eine steigende Zahl von Meldungen auch, dass genauer hingeschaut wird, was wiederum auf 
eine gewünschte Haltungsänderung hinweisen kann. Steigende Zahlen können also auch als 
Erfolg gewertet werden. Der entscheidende Punkt, ob ein Gewaltschutzkonzept suffizient ist, 
ist darin zu sehen, ob Schutz im Alltag verlässlich verbessert wird. Das Bedeutet, dass Risi-
ken frühzeitig erkannt werden, Mitarbeitende können sicher und angemessen handeln, Be-
troffene bei Bedarf zuverlässig Unterstützung erhalten und Verdachtsfälle sowie Ereignisse 
konsequent aufgearbeitet werden. Für eine belastbare Bewertung empfiehlt es sich daher, 
Evaluation als Kombination aus Ergebnis-, Prozess- und Kulturperspektive zu verstehen. Ne-
ben der Frage nach dem „Outcome“ (was hat sich tatsächlich verändert?) ist ebenso rele-
vant, ob die vorgesehenen Strukturen funktionieren und ob das Konzept in der Organisation 
gelebt wird. 

Für eine tragfähige Bewertung empfiehlt sich ein Methodenmix aus quantitativen und qualita-
tiven Elementen, etwa die Auswertung von Meldungen und Beschwerden (inklusive Bearbei-
tungszeiten und wiederkehrender Muster), stichprobenartige Prüfungen der Dokumentation, 
kurze anonyme Befragungen zum Sicherheitsgefühl und zur Bekanntheit von Beschwerdewe-
gen sowie Praxis-Checks im Alltag. 

• Wie können wir sicherstellen, dass unser Gewaltschutzkonzept aktuell beleibt und bei Bedarf 
angepasst wird? 
Wie bereits dargestellt ist die Praxisrelevanz eines der wichtigsten (wenn nicht das Wich-
tigste) Qualitätskriterium für ein Gewaltschutzkonzept. Entsprechend drängt es sich gera-
dezu auf, Rückmeldungen „von der Basis“ zu sammeln und konstruktiv darauf zu reagieren. 
Diese Rückmeldungen können z.B. in eintägigen Workshops gesammelt werden. Solche Run-
den sollten regelmäßig stattfinden. 

Darüber hinaus gibt es Anlässe, die einen „Sofort-Check“ erfordern. So müssen rechtliche 
Änderungen ebenso zeitnah in ein bestehendes Konzept eingearbeitet werden wie geänderte 
bzw. neue fachliche Vorgaben, Anforderungen von Kostenträgern sowie Änderungen im Leis-
tungsspektrum bzw. bei der Klientengruppe. Entsprechend sollte darüber nachgedacht wer-
den, eine*n Mitarbeiter*in zu beauftragen (er/sie muss also über ein entsprechendes Zeitkon-
tingent sowie die erforderlichen Kompetenzen verfügen), entsprechende Änderungsanforde-
rungen auszuwerten und zu entscheiden, wie die Änderungen in das bestehende Konzept 
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eingearbeitet werden können. 

• In welchen Abständen soll geprüft werden, ob es neue gesetzliche oder organisatorische Vor-
gaben gibt, die eine Anpassung unseres Gewaltschutzkonzeptes erfordern? 
Die Erfahrung zeigt, dass eine routinemäßige Überprüfung eines Gewaltschutzkonzeptes bes-
tenfalls quartalsweise, spätestens jedoch nach einem halben Jahr erfolgen sollte.  

• Wer ist für Evaluation und Fortschreibung verantwortlich? Welches Gremium soll diese Auf-
gabe übernehmen?  
Wie bereits beschrieben, empfiehlt es sich, eine*n Mitarbeiter*in mit der Aufgabe zu be-
trauen und ihn/sie mit den erforderlichen Kompetenzen auszustatten. 

Bei der Überarbeitung empfiehlt es sich, auf die bestehende Strukturen der „Kerngruppe“ 
(vgl. 2.2) zu setzen. Diese kann einerseits die Ergebnisse der Evaluation als auch Veränderun-
gen in den Vorgaben bewerten. Darauf aufbauend sollten erforderliche Veränderungen, ggf. 
unter Einbeziehung von Mitgliedern der „erweiterten Teams“ und Hinzuziehung „externer Ex-
pertise“, in das Konzept eingearbeitet werden. 

D) Literaturhinweise 
- 

3.11 Anlagen & ergänzende Materialien 
Johannes Edel 

A) Worum es geht 
Wer strukturierte Prozesse vorgibt, kommt an der Erstellung entsprechender Ablaufpläne und 
ggf. entstandener Vorlagen / Formulare nicht vorbei. Diese müssen im Konzept als Ansichtse-
xemplar zur Verfügung stehen, damit sich Mitarbeiter*innen beim Lesen des Konzeptes ein um-
fassendes Bild machen können 

Auch gibt es sehr viele Arbeitshilfen und Vorlagen zu Gewaltschutzkonzepten in spezifischen 
Settings. Diese sind teilweise mit viel Aufwand und auf qualitativ hohem Niveau erstellt. Es kann 
sinnvoll sein, auch derartige Materialien als Anlage zur Verfügung zu stellen. 

B) Leitfragen 
 Welche Unterlagen und Dokumente müssen unserem Gewaltschutzkonzept als Anlage bei-

gefügt werden? 

 Auf welche Unterlagen und Dokumente kann verzichtet werden? 

C) Hinweise zur Beantwortung der Leitfragen / Best Practice 

• Welche Unterlagen und Dokumente müssen unserem Gewaltschutzkonzept als Anlage bei-
gefügt werden? 
Als Anlagen sollten grundsätzlich alle Unterlagen beigefügt werden, die im Konzept als ver-
bindliche Prozesse, Rollen oder Arbeitsschritte beschrieben werden – also alles, was Mitar-
beitende im Alltag tatsächlich benötigen, um das Gewaltschutzkonzept sicher anzuwenden. 
Dazu gehören vor allem die zentralen Ablaufpläne (z. B. Melde-, Interventions- und Eskalati-
onswege) sowie die dazugehörigen Vorlagen und Formulare als Ansichtsexemplare, etwa 
Meldedokumentation, Gesprächsprotokolle, Gefährdungs- bzw. Risikoerfassung, Checklisten 
zur Sofortmaßnahmenplanung, Nachsorge- und Unterstützungspläne sowie Vorlagen zur 
Fall- und Teamreflexion. Sinnvoll ist außerdem, die relevanten Regelwerke beizulegen oder 
eindeutig zu referenzieren, die im Konzept vorausgesetzt werden, zum Beispiel Verhaltensko-
dex/Code of Conduct, Nähe-Distanz-Regelungen, Beschwerdeordnung, Datenschutz- und 
Dokumentationshinweise sowie ggf. Dienstanweisungen zu besonderen Risikosituationen. 

Ergänzend empfiehlt es sich, Materialien beizufügen, die Orientierung und Standardisierung 
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unterstützen: Schulungsunterlagen oder Kurzleitfäden (z. B. „Was tun bei Verdacht?“), Infor-
mationsblätter für Nutzer*innen/Angehörige in verständlicher Sprache, barrierearme Aus-
hänge zu Beschwerdewegen, Kontaktdatenlisten interner und externer Ansprechstellen (inkl. 
Vertretungsregelungen) sowie eine Übersicht der internen Zuständigkeiten. Wenn im Konzept 
externe fachliche Standards oder erprobte Arbeitshilfen genutzt werden (z. B. aus Verbänden, 
Behörden oder Projekten), kann es sinnvoll sein, diese als Anlage oder in einer Material-
sammlung bereitzustellen – entweder vollständig (wenn lizenzrechtlich möglich) oder als Ver-
weis mit kurzer Einordnung, wofür das Material im eigenen Setting genutzt wird. Abschlie-
ßend sollte die Anlage einen Stand- und Versionsvermerk enthalten, damit Mitarbeitende er-
kennen, welche Unterlagen aktuell sind und wo die jeweils gültige Version abgelegt ist (z. B. 
Intranet/Handbuchordner). 

• Auf welche Unterlagen und Dokumente kann verzichtet werden? 
Erfahrungsgemäß sammeln sich sehr schnell viele Unterlagen in den Anlagen an. Nichts alles 
erweist sich als sinnvoll und notwendig. Entsprechend sollte vor Aufnahme einer Anlage kri-
tisch geprüft werden, ob diese wirklich notwendig ist. Und auch jede routinemäßige Überar-
beitung sollte zum Anlass genommen werden, hier „auszumisten“. 

D) Literaturhinweise 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und UNICEF, Hrsg. „Mindest-

standards zum Schutz von geflüchteten Menschen in Flüchtlingsunterkünften“. UNICEF, April 
2021. https://www.bmbfsfj.bund.de/re-
source/blob/117472/7b4cb6a1c8395449cc26a51f407436d8/mindeststandards-zum-
schutz-von-gefluechteten-menschen-in-fluechtlingsunterkuenften-data.pdf. 

„Eckpunktepapier zum Gewaltschutz bei Leistungen der Sozialen Teilhabe - Orientierungsrah-
men für Leistungserbringer“. Landschaftsverband Rheinland (LVR), Oktober 2025. 
https://www.lvr.de/media/wwwlvrde/soziales/aktuelles_und_service/dokumente/tagungsdo-
kumentationen/gewaltschutz/20251010_Eckpunktepapier_Gewaltschutz_Soziale_Teil-
habe.pdf. 

Fabienne Bartsch und Bettina Rulofs. „»Safe Sport« – Ein Handlungsleitfaden zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen vor Grenzverletzungen, sexualisierter Belästigung und Gewalt im 
Sport“. Deutsche Sportjugend (dsj) im DOSB e.V., November 2020. https://static-dsj-
de.s3.amazonaws.com/Publikationen/PDF/Safe_Sport_Handlungsleitfaden_12.23_interak-
tiv.pdf. 

„Leitfaden zur Sicherung des Schutzauftrags in Kitas“. Bayerisches Staatsministerium für Fa-
milie, Arbeit und Soziales, o. J. Zugegriffen 27. Dezember 2025. https://www.stmas.bay-
ern.de/imperia/md/content/stmas/stmas_inet/kinderbetreuung/stmas_leitfaden-schutzauf-
trag-kitas_a4_bf_kws.pdf. 

LWL-Referat Soziale Teilhabe für Kinder und Jugendliche und LVR-Dezernat Kinder, Jugend und 
Familie, Hrsg. „Arbeitshilfe Gewaltschutzkonzepte nach § 37a SGB IX - Eine Unterstützung für 
Leistungserbringende der (Interdisziplinären) Frühförderung“. Landschaftsverbände Westfa-
len-Lippe und Rheinland, Februar 2024. https://www.bthg.lvr.de/media/fi-
ler_public/eb/7e/eb7e5713-8533-4550-9ad7-eb7282055530/20240222_fruehfoerderung_ar-
beitshilfe_gewaltschutzkonzepte_bf.pdf. 

Paritätisches Jugendwerk NRW, Hrsg. „Arbeitshilfe Schutzkonzepte für die Kinder- und Jugend-
arbeit“. Paritätisches Jugendwerk NRW, Oktober 2024. https://www.der-paritaeti-
sche.de/fileadmin/user_upload/Schwerpunkte/Kinder-_und_Jugendhilfe/doc/PJW_Arbeits-
hilfe_Schutzkonzepte_2024.pdf. 

Tonja Brinks, Martin Oppermann, Katja Waligora, Stephan Jeck, Heike Kühl-Frese, und Heike 
Tesk. „Kinderschutz in der Schule - Leitfaden zur Entwicklung und praktischen Umsetzung 



 
 

 

33 
 

von Schutzkonzepten und Maßnahmen gegen sexuelle Gewalt an Schulen“. Kultusminister-
konferenz, 17. März 2023. https://www.kmk.org/aktuelles/artikelansicht/leitfaden-fuer-
schutzkonzepte-und-massnahmen-gegen-sexuelle-gewalt-an-schulen-vorgestellt.html. 

UNICEF. „Mindeststandards zum Schutz von geflüchteten Menschen in Flüchtlingsunterkünf-
ten; Mindeststandard 4: Prävention und Umgang mit Gewalt- und Gefährdungssituationen/Ri-
sikomanagement“. UNICEF Regional Office for Europe and Central Asia, Oktober 2019. 
https://www.gewaltschutz-gu.de/fileadmin/user_upload/PDFs__Publikationen_/UNICEFPrax-
isleitfadenMindeststandard4_21102019.pdf. 

Ursula Kundmüller, Josef Noppenberger, Hildegard Thoma, Max Hümpfer, und Anika Böhme. 
„Institutioneller Gewaltschutz in der Caritas Rahmenkonzept und Manual, Version 3“. Cari-
tasverband für die Erzdiözese Bamberg e.V., Dezember 2022. https://caritas-bamberg.de/ex-
port/sites/caritas/caritas-dioezesanverband/.galleries/downloads/Institutioneller-Gewalt-
schutz-in-der-Caritas-Rahmenkonzept-und-Manual-Version-3-2022.pdf. 



34 
 

4. Wer ist NAGS Deutschland e.V. 

Der Verein Netzwerk Aggressions- und Gewaltprävention, Sicherheitsmanagement Deutschland 
(NAGS) wurde 2018 in Lüneburg gegründet und dient als gemeinsames Organ von Trainerinnen und 
Trainer unabhängig von Ausbildungssystem/-konzept sowie beruflichem und arbeitsbezogenem 
Kontext aus dem gesamten Bundesgebiet Deutschland. Das Netzwerk dient als Forum für Einrich-
tungen und andere Verbände, die sich im Rahmen von Gewaltprävention engagieren möchten. 

Ziel ist es, Fachleute zu vernetzen, sich auszutauschen und weiterzubilden sowie hilfreiche Infor-
mationsmaterialien für Einrichtungen und Trainerinnen und Trainer zu entwickeln. Der Verein 
möchte das Thema Prävention und Deeskalation von Gewalt in den Fokus der Öffentlichkeit und 
der Politik rücken, insbesondere im Gesundheits- und Sozialwesen. 
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5. Anlagen 

Anlage 1)  Definition der WHO für „Violence“ 
The World Health Organization defines violence as: 

The intentional use of physical force or power threatened or actual, against oneself, 
another person, or against a group or community, that either results in or has a high 
likelihood of resulting in injury, death, psychological harm, maldevelopment or dep-
rivation. 

Anlage 2)  Weitergehende Betrachtung der Begriffe „Gewalt“ und „Aggression“ 

1. Der Begriff der „Aggression“  

1.1. Wortherkunft (Etymologie)  
Das deutsche Wort „Aggression“ stammt vom lateinischen Verb „aggressio“, das „Angriff“ 
bedeutet.  

1.2. Bedeutung des Begriffs  

1.2.1. Duden  
Der Duden definiert „Aggression“ neben der völkerrechtlichen Bedeutung als  

„durch Affekte ausgelöstes, auf Angriff ausgerichtetes Verhalten des Menschen, das 
auf einen Machtzuwachs des Angreifers bzw. eine Machtverminderung des Angegrif-
fenen zielt feindselige, ablehnende Einstellung, Haltung“ 

Damit wird deutlich, dass der Ausdruck der „aggressiven Spielweise“, die sich mancher 
Trainer im Fußball von seiner Mannschaft wünschen mag, aus psychologisch-fachlicher 
Sicht unkorrekt ist.   

1.2.2. Dorsch  
Ausführlicher und fachspezifischer beschreibt „Dorsch – Lexikon der Psychologie“ den 
Begriff der Aggression. Und doch bleibt der Kern: die Absicht der Schädigung.  

Aggression (…) [ist] eine Klasse von sozialen Verhaltensweisen, die mit der Absicht 
ausgeführt werden, eine Person zu schädigen.  Aggression kann in Form physischer 
oder verbaler Schädigung oder der Schädigung der sozialen Beziehungen einer an-
deren Person (soz. Aggression, auch als indirekte oder relationale Aggression be-
zeichnet) in Erscheinung treten. 

Die Definition des Duden lässt aber noch viel Spielraum offen, sie ist sehr unspezifisch. 
Denn es gibt nicht „die“ menschliche Aggression. Vielmehr gibt es sehr viele Ausprägun-
gen. So kann Aggression in Form von   

- physischen Handlungen, wie beißen, schlagen, kratzen, würgen, erschießen, erstechen, 
zerstören   

- verbalen Äußerungen, die eine verletzende Wortwahl und / oder lautes Schreien kenn-
zeichnen 

- verbale Äußerungen, die verspotten, kränken, beleidigen oder drohen  
- nonverbale Äußerungen wie böse und verachtende Blicke oder Gestiken (z.B. den „Stin-

kefinger“)  
- relationale Handlungen, die die soziale Stellung des Menschen angreifen (z.B. Bossing, 

Mobbing) 
 

auftreten.   
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1.3. Formen der Aggression  
Jeder, der schon mehr als einmal Aggression erlebt hat, weiß, dass diese in sehr unter-
schiedlichen Formen auftreten kann.   

1.3.1. „Zimbardo“  
Im berühmten, einst von Philip George Zimbardo begründeten Lehrbuch der Psychiatrie 
wird als grundlegendste Unterscheidung die zwischen impulsiver und instrumenteller Ag-
gression dargelegt. 

1.3.2. Variationen der Aggression nach POPAS  
Der niederländische Aggressionsforscher Nico Oud hat hierzu im Rahmen der „Perception 
of Prevalence of Aggression Scale“ (POPAS) sechzehn unterschiedliche Varianten be-
schrieben und diese in sechs Kategorien zusammengefasst 

- verbale Übergriffe ohne klare Drohung  
-  verbale Übergriffe mit klarer Drohung  
- demütigendes aggressives Verhalten  
- herausfordernde aggressive Verhaltensweisen  
- passive aggressive Verhaltensweisen  
- aggressive spaltende Verhaltensweisen  
- bedrohliche körperliche Verhaltensweisen  
- zerstörerische aggressive Verhaltensweisen  
- mäßige körperliche Gewalt  
- schwere körperliche Gewalt  
- mäßige, gegen sich selbst gerichtete Gewalt  
- schwere, gegen sich selbst gerichtete Gewalt  
- versuchter Suizid  
- Suizid  
- sexuelle Einschüchterung / Belästigung  
- sexueller Übergriff / Vergewaltigung  

2. Der Begriff „Gewalt“  

2.1. Wortherkunft (Etymologie)  
Das deutsche Wort „Gewalt“ stammt vom mittelhochdeutschen „gewalt“ bzw. althoch-
deutschen „(gi)walt“. Es ist eng verwandt mit dem Begriff „walten“, der für „gebieten“ und 
„zu bestimmen haben“ stand8.  

2.2. Bedeutung des Begriffs  
Der Begriff „Gewalt“ gehört zu jenen, die in so vielen unterschiedlichen Richtungen ver-
wendet werden, dass es schwer ist, sie zu definieren. Die Weltgesundheitsorganisation 
kommt sogar zu der Feststellung:   

Gewalt ist ein äußerst diffuses und komplexes Phänomen, das sich einer exakten 
wissenschaftlichen Definition entzieht und dessen Definition eher dem Urteil des 
Einzelnen überlassen bleibt.  

Umso mehr besteht die Notwendigkeit, den Begriff für den eigenen Arbeitsbereich du defi-
nieren und ihm eine gemeinsame Bedeutung zu geben (was die WHO ja auch getan hat).  

2.2.1. Duden  
So liefert ein Blick in den Duden drei verschiedene Wortbedeutungen:  

Gewalt kann als Legitimation und Mittel der Macht betrachtet werden. Damit wird Gewalt 
sowohl zum Recht als auch zum Mittel, über jemanden oder etwas zu bestimmen bzw. zu 
herrschen. Hier sollte auch immer ein Blick auf den oft zitierten Art. 20 des Grundgesetzes 
fallen:  
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„Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstim-
mungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt 
und der Rechtsprechung ausgeübt.“   

Wenn also geregelt ist, wie Gewalt in unserer Gesellschaft ausgeübt werden darf, ist Ge-
walt an sich nichts Verwerfliches oder gar Verbotenes, sondern kann auch etwas Legiti-
mes und Legales und sogar etwas Notwendiges sein, um die gesellschaftliche Ordnung zu 
erhalten.  

Schließt die erste Definition eine Legitimation mit ein, beschreibt eine zweite im Gegen-
satz dazu das unrechtmäßige Handeln bzw. ein physisches oder psychisches Einwirken, 
um etwas zu erreichen  

Die dritte Definition beschränkt sich auf elementare Kräfte (Sturm etc.), was im vorliegen-
den Kontext jedoch keine Relevanz hat.  

Der Duden beschäftigt sich mit dem allgemeinen Sprachgebrauch. Bewegt man sich von 
der allgemeinen, im Duden beschriebenen, Wortverwendung weg hin zur professionellen 
Sprache, stellt man fest, dass Gewalt in vielen Professionen unterschiedlich definiert sind. 
Im Kontext der Deeskalation im Gesundheits- und Sozialwesen, erscheinen dabei vor al-
lem die Definitionen der „Rechtsprechung“, der „Gesundheitsversorgung und Medizin“ 
sowie der „Sozialwissenschaften“ als relevant.  

2.2.2. Definition des Bundesgerichtshofes  
In den Rechtswissenschaften gibt es in Deutschland eine ausschlaggebende Definition, 
die der Bundesgerichtshof in seiner Kompetenz, grundsätzliche Rechtsfragen zu klären, 
veröffentlicht hat:  

Gewalt ist ein "körperlich wirkender Zwang durch die Entfaltung von Kraft oder durch 
sonstige physische Einwirkung, die nach ihrer Intensität dazu geeignet ist, die freie 
Willensentschließung oder Willensbetätigung eines anderen zu beeinträchtigen" 

Damit ist klar, dass auf einer geschlossenen Station, die Klienten schon alleine durch das 
Absperren der Türe Gewalt erfahren. Es fällt aber auch auf, dass nur von „körperlich wir-
kenden Zwang“ und „physische Einwirkung“ die Rede ist. Psychische Faktoren spielen 
hingegen keine Rolle.  

2.2.3. Definition der WHO  
Eine weitere, sehr häufig wiedergegebene Definition für Gewalt stammt von der Weltge-
sundheitsorganisation, die sich auf unterschiedlichen Ebenden mit dem Thema Gewalt 
beschäftigt.  

Die Weltgesundheitsorganisation definiert Gewalt folgendermaßen:  

Der absichtliche Gebrauch von angedrohtem oder tatsächlichem körperlichem 
Zwang oder physischer Macht gegen die eigene oder eine andere Person, gegen eine 
Gruppe oder Gemeinschaft, der entweder konkret oder mit hoher Wahrscheinlich-
keit zu Verletzungen, Tod, psychischen Schäden, Fehlentwicklung oder Deprivation 
führt.  

Da hier auch die Drohung Androhung von Zwang als Gewalt verstanden wird, kommt auch 
eine psychische Komponente mit ins Spiel. Die Definition der WHO reicht also „über das 
konkrete physische Handeln hinaus und bezieht auch Drohungen und Einschüchterungen 
in die inhaltliche Reichweite des Begriffs ein.“ Es wird aber auch deutlich, dass Gewalt in 
dieser Definition (zumindest in Kauf genommene) schädliche Folgen haben muss.   

2.2.4. Internationale Arbeitsorganisation  
Nochmal einen Schritt weiter geht die ebenfalls bei den Vereinten Nationen angesiedelte 
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„Internationale Arbeitsorganisation“ (ILO). Diese hat 2019 eine „Konvention zur Vermei-
dung von Gewalt und Belästigung am Arbeitsplatz“ verabschiedet, die am 22.5.2023 auch 
für Deutschland gültig wurde. Wie der Titel schon deutlich macht, geht es in dieser Kon-
vention nicht nur um Gewalt und Zwang. Als dritter wird der Begriff der „Belästigung“ ein-
geführt und den beiden vorhergehenden gleichgestellt. „Gewalt und Belästigung“ wird so-
gar als ein Begriff interpretiert und noch umfassender definiert:  

„Der Begriff „Gewalt und Belästigung“ [bezieht sich] in der Arbeitswelt auf eine 
Bandbreite von inakzeptablen Verhaltensweisen und Praktiken oder deren Andro-
hung, gleich ob es sich um ein einmaliges oder ein wiederholtes Vorkommnis han-
delt, die auf physischen, psychischen, sexuellen oder wirtschaftlichen Schaden ab-
zielen, diesen zur Folge haben oder wahrscheinlich zur Folge haben, und umfasst 
auch geschlechtsspezifische Gewalt und Belästigung;“ 

Wie bereits bei der WHO-Definition ist auch hier eine schädliche Wirkung der Gewalt in 
der Intention.  

2.2.5. Der Versuch einer Subsumierung  
Nun liegen also vier unterschiedliche Definitionen auf dem Tisch, was erstmal weniger zur 
Klärung, sondern vielmehr zur Verwirrung beiträgt.  

Um zu einer für den Bereich der Psychiatrie geeigneten Definition zu gelangen, muss man 
sich darüber klar werden, welche Fachbereiche hier eine Rolle spielen. Man muss wohl für 
den gesamten Bereich der Psychiatrie zumindest im bundesdeutschen Rechtsraum eine 
hohe Relevanz von juristischen Aspekten beim Thema Gewalt bejahen. Für den Bereich 
der forensischen Psychiatrie, die das juristische ja bereits im Namen trägt, ist es zwingend 
erforderlich. (Forensische) Psychiatrie ist neben ihrer medizinischen Funktion eben auch 
Teil der staatlichen Gewalt. Wer andere Menschen in ihrer persönlichen Freiheit ein-
schränken und weite Bereiche der Tagesgestaltung vorgeben darf, muss sich darüber im 
Klaren sein, dass er damit Gewalt ausübt.  

Man muss im Hintergrund auch berücksichtigen, dass sowohl WHO als auch ILO ihre je-
weiligen Definitionen im Original in englischer Sprache verfasst haben. Im Englischen gibt 
es aber zwei Begriffe für das deutsche „Gewalt“:   

- „violence“, der immer widerspiegelt, dass Schaden verursacht werden soll  
- „power“, der auch mit Kraft und Macht übersetzt werden kann und eben nicht zwangs-

weise etwas Negatives intendiert.  
Im Deutschen haben wir nur ein Wort für beide Bedeutungen. Und deswegen müssen wir 
bei der Definition des Wortes auch (anders als im Englischen) beide Bedeutungen mitden-
ken.  

2.3. Gewaltkonstellationen  
Gewalt tritt in unterschiedlichen Formen und Beziehungsformen auf. Eine grundlegende 
Einteilung hinsichtlich der sozialen Konstellation hinter der Gewalt hat die WHO in ihrer 
„Allianz zum Schutz vor Gewalt“ vorgestellt:  

o Gegen die eigene Person gerichtete Gewalt  
Hierzu zählen selbstverletzendes Verhalten sowie Selbstmord  

o Zwischenmenschliche Gewalt  
Als zwischenmenschliche Gewalt bezeichnet die WHO Gewalt zwischen Einzelperso-
nen. Es wird unterschieden zwischen „Innerfamiliärer Gewalt /Gewalt in der Partner-
schaft“ und „gesellschaftlicher Gewalt“ unterschieden. Zur ersten Kategorie gehört 
auch die Kindesmisshandlung, Gewalt gegen Ältere und Gewalt in der Partnerschaft 
während in die zweite sowohl Übergriffe durch Fremde aber auch im sozialen Umfeld wie 
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etwa am Arbeitsplatz zu zählen ist. Gewalt kann dabei jeweils physisch, psychisch, se-
xuell sein oder durch Vernachlässigung / Ignorieren zum Ausdruck kommen.  

o Kollektive Gewalt  
Hier geht es um von einer Gruppe ausgeübte Gewalt im sozialen Kontext. Eine „absolute 
Organisation“, wie der Maßregelvollzug sie darstellt, ist hier sicherlich zu berücksichti-
gen.  

Gewalt geht aber nicht nur von Patienten, die sich z.B. gegen eine pflegerische Maßnahme 
wehren, aus. Gewalt kann auch durch Mitarbeitende ausgeübt werden. Man kann auch die 
Institution und Besucher mit in die Liste aufnehmen und feststellen, dass immer gegensei-
tig Gewalt ausgeübt werden kann.   

3. Alles eins?  
Es gibt prominente Autoren, die die Meinung vertreten, dass „Aggression“ und „Gewalt“ 
das Gleiche seien bzw. das eine oder andere einschließt. So versteht Nolting „Aggression“ 
als Oberbegriff, der Gewalt miteinschließt. Wahl verfährt ebenso. Und auch die Definition 
im „Dorsch“21 gibt das her. Zumindest die ersten beiden machen aber auch deutlich, 
dass dies keine allgemeingültige Feststellung sein kann.   

Und tatsächlich ist die „Gleichstellung“ der beiden Begriffe problematisch. Wie dargestellt 
bezeichnet der deutschsprachige Begriff „Gewalt“ auch etwas Positives oder zumindest 
Notwendiges. Ohne die ordnende „Hand“ des Staates würde Gesellschaft nicht funktio-
nieren. „Aggression“ ist hingegen immer gewollt verletzend und zerstörend.  

Besonders deutlich wird der Gegensatz im Kontext der Psychiatrie, wo mitunter (gericht-
lich angeordnete) Zwangsmaßnahmen gegen den Willen des Patienten umgesetzt werden 
müssen. Hierbei handelt es sich sicherlich nicht um Maßnahmen, die den Patienten „psy-
chologischen oder physischen Schaden“ zufügen sollen. Eher das Gegenteil ist der Fall: 
dem Patienten soll trotz fehlender Krankheitseinsicht geholfen werden. Und sie ist nicht 
von Affekten gesteuert, sondern fußt auf rationalen Entscheidungen. Entsprechend kann 
man hier nicht von Aggression sprechen. Es steht aber außer Frage, dass der Patient in 
diesem Moment Gewalt erfährt.   

Es gibt also augenscheinlich Situationen, in denen Gewalt ohne Aggression auftritt. Und 
daher sollten die Begriffe auch mit getrennten Bedeutungen verstanden werden. 
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